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1 Executive Summary 
Gesundheit wird nicht nur von individuellen Lebensweisen, sondern auch von den 
Lebensbedingungen, denen eine Gesellschaft unterworfen ist, positiv oder negativ 
beeinflusst. Daher sollte nicht ein einziger Politikbereich – also nur der Gesundheitssektor -  
eines Landes für die Gesunderhaltung der Bevölkerung verantwortlich gemacht werden, da 
Maßnahmen  aller Politikbereiche den Gesundheitszustand einer Bevölkerung beeinflussen 
können. Umgekehrt kann eine Bevölkerung, die sich in guter Gesundheit befindet, immerhin 
auch positiv auf die Gesamtentwicklung eines Landes einwirken.  

 

Im Kärntner Gesundheitsbericht 2009  wurden Potentiale erhoben, wo und wie der 
Gesundheitssektor mit anderen Sektoren zusammenarbeiten kann, um die Gesundheit der 
Kärntner Bevölkerung positiv mit zu gestalten. Ein erstes Ergebnis ist der Auftrag einen 
Aktionsplan „Mobilität und Gesundheit“  gemeinsam durch die Abteilung 12  
Sanitätswesen und die Abteilung 7  Wirtschaftsrecht und Infrastruktur des Amtes der 
Kärntner Landesregierung zu entwickeln. Vorliegender Bericht umfasst die vorbereitenden 
Arbeiten zur Entwicklung des Kärntner Aktionsplans (KAP). Ziel  des KAP soll es sein 
konkrete Ziele und Vorhaben, die gemeinsam leichter erreicht werden können, auch bereits 
gemeinsam zu definieren. In weiterer Folge soll auch die Planung der  Zielumsetzung und 
die Umsetzung an sich gemeinsam durchgeführt werden und somit multisektorale 
Verantwortung für ein Thema übernommen werden, welches Benefits für alle bringt. Der 
Vorbereitungsphase folgt eine etwa 16-monatige Entwicklungsphase des KAP. Anschließend 
soll dieser innerhalb von etwa drei bis fünf Jahren umgesetzt werden. Sowohl die 
Entwicklungs- als auch die Umsetzungsphase soll durch eine Evaluation begleitet werden.  

 

Ziel der Vorbereitungsphase war es, grundlegende strukturelle und inhaltliche Fragen mit 
Hilfe einer multisektoral angelegten Steuergruppe  festzulegen. Vom Projektteam wurde 
eine internationale Literaturrecherche  zu Vorbildmodellen multisektoraler Aktionspläne zum 
Thema Mobilität und Gesundheit durchgeführt. ExpertInnengespräche  im 
deutschsprachigen Raum, mit dem Fokus auf Erfahrungen in der Entwicklung von 
Aktionsplänen, sollten helfen, förderliche und hinderliche Faktoren für diese Phase zu 
berücksichtigen. Weiters wurde ein, für den KAP, passendes theoretisches Modell  
recherchiert, durch welches sichergestellt werden soll, dass in der Entwicklungsphase alle 
relevanten Bereiche umfassend abgedeckt werden. Zur inhaltlichen Eingrenzung des großen 
Bereiches Mobilität und Gesundheit wurde außerdem ein Brainstorming  mit einigen 
Stakeholdern aus Kärnten durchgeführt, um anschließend das relevanteste Handlungsfeld  
für die Entwicklungsphase des KAP mit Hilfe von Indikatoren priorisieren  zu können.  

 

Als theoretisches Modell  für den KAP wurde die Verwendung des von der WHO 
entwickelten DPSEEA-Modells  beschlossen, welches aus dem Bereich Umwelt und 
Gesundheit stammt. Mithilfe dieses Modells werden förderliche und schädigende  
Einflussfaktoren für den physischen und sozialen Zustand einer Umwelt und den Menschen 
identifiziert. In jedem der Bereiche besteht Aktionspotential zur Veränderung der Situation, 
wobei sich die Änderungen um so weitreichender auswirken können, je weiter oben in der 
Kausalkette sie angesetzt sind.  
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Bei der Recherche nach Vorbildprogrammen  wurde darauf Wert gelegt, dass die 
Aktionspläne zumindest von zwei Sektoren (einer davon der Gesundheitssektor) entwickelt 
und umgesetzt wurden. Der Bereich Mobilität wird in diesen Plänen als Teilbereich des 
Umweltsektors behandelt.  

Im internationalen Bereich wurde von der WHO der Aktionsplan Umwelt und Gesundheit 
für Europa (EHAPE / APUG)  dargestellt. Dieser Plan nennt im Wirtschaftsbereich Verkehr 
verschiedene Ziele und verlangt von den einzelnen Nationen, den eigenen Bedürfnissen 
angepasste, nationale Pläne zu entwickeln. Sowohl Österreich , als auch Deutschland  und 
die Schweiz  kamen neben anderen Staaten dieser Aufforderung nach. In Deutschland 
wurde der Plan in Nordrhein-Westfalen  auch auf Bundesländerebene heruntergebrochen. 
Für die spezielle Zielgruppe der Kinder wurde auf WHO-Ebene außerdem der CEHAPE – 
Kinder-Umwelt- und Gesundheitsaktionsplan für Europ a – entwickelt, welcher auch in 
Österreich auf nationale Bedürfnisse angepasst wurde und umgesetzt wird. Auch in diesem 
Plan spielt Verkehr als Teilbereich eine wichtige Rolle, so zum Beispiel in der 
Verkehrssicherheit, aber auch in der Bewegungsförderung der Kinder durch adäquate 
Verkehrsplanung. THE PEP (Transport, Health and Environment Pan Euop ean 
Programme)  ist ein weiteres internationales Programm, welches auf eine nachhaltigere 
Verkehrsentwicklung abzielt. In Österreich  wurde dazu z.B. der Masterplan Radfahren  zur 
Förderung des Radverkehrs entwickelt. Dieser Masterplan wurde zwar vom 
Umweltministerium alleine entwickelt, die Umsetzung soll jedoch multisektoral erfolgen. Das 
europäische Projekt PROMPT hatte die Förderung des nicht-motorisierten Verkehrs zum 
Ziel.  

An nationalen Vorbildprojekten kann der Action Plan on physical activity 2005 – 2009  aus 
Norwegen genannt werden, welcher von acht Ministerien gemeinsam entwickelt wurde. Für 
eine bewegungsförderliche Gestaltung der Umwelt wird hier auch der Verkehrssektor, mit 
einer bewegungsförderlichen Verkehrsplanung, verantwortlich gemacht. In Finnland  wurde 
vom Verkehrsministerium, in Zusammenarbeit mit mehreren Ministerien, das JALOIN-
Programm 2001 – 2004 (Promoting Pedestrian and Bicycle Traffic in Finland ) entwickelt, 
mit dem Ziel Gehen und Radfahren, als anderen Verkehrsmitteln gleichrangig, zu fördern. 
Auch in der Schweiz  wurde zu diesem Ziel das Leitbild Langsamverkehr  entwickelt.  

 

Um wichtige Faktoren zum Prozess der Entwicklung von multisektoralen Aktionsplänen 
sowie förderliche und hinderliche Faktoren dazu zu erfahren, wurden leitfadengestützte 
Telefoninterviews im deutschsprachigen Raum (Österreich, Deutschland, Schweiz) 
durchgeführt. Wichtig scheint dabei, dass neben der Unterstützung auf möglichst 
höchster politischer Ebene  bereits in die Entwicklung eines Aktionsplans möglichst viele 
PartnerInnen und AkteurInnen , die auch für die Umsetzung relevant sind, miteinbezogen 
werden. Hier ist unbedingt auch auf eine möglichst breite Beteiligungsmöglichkeit  für alle 
zu achten. Für gegensätzliche Ziele und Interessen  müssen Kompromisse gefunden 
werden. Trotz des multisektoralen Ansatzes muss es eine Stelle geben, die federführend 
und koordinierend  wirkt. Dem Prozess der Entwicklung der multisektoralen 
Zusammenarbeit  muss ausreichend Zeit  gegeben werden. Es geht nicht vorrangig immer 
nur um die Fachinhalte, sondern vor allem auch um die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Sektoren, welche verschiedene Interessen und auch verschiedene Sichtweisen mit 
einbringen. Der Attratiktivierung des Themas in der Öffentlichkeit,  bei ExpertInnen, bis 
hin zu den EntscheidungsträgerInnen  soll bereits in der Entwicklungsphase ausreichend 
Raum gegeben werden. Auch der Sicherstellung der Umsetzung des Aktionsplans,  
durch zur Verfügung Stellung von ausreichend Ressourcen,  muss Aufmerksamkeit 
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geschenkt werden. Monitoring und Nachhaltigkeit  sind weitere wichtige zu 
berücksichtigende Faktoren. Nur so kann der Erfolg eines Aktionsplans auch langfristig 
sichergestellt werden.  

 

Relevante  Dokumente auf Österreich- und auf Kärntenebene , welche in der Entwicklung 
des KAP berücksichtigt und miteinbezogen werden sollten, wurden recherchiert. Es soll 
vermieden werden, bei der Planung und Umsetzung des KAP, doppelte Strukturen 
aufzubauen oder Maßnahmen, die durch andere Programme bereits abgedeckt werden, 
doppelt durchzuführen. Außerdem ist es auch für die Zielsetzungen des KAP wichtig, in 
Abstimmung mit weiteren für Kärnten relevanten Programmen zu arbeiten.  

 

Durch das Brainstorming  mit den Mitgliedern der Steuergruppe und weiteren potentiellen 
Kärntner AkteurInnen kristallisierten sich drei mögliche und für den KAP relevante 
Handlungsbereiche heraus: „Unfälle und Sicherheit“, „Lärm und Luft“ und „Bewe gung“ .  

Daten zum Bereich „Unfälle und Sicherheit “ zeigen, dass in Kärnten eine höhere 
Sterblichkeit auf Grund von Verkehrsunfällen als in anderen Bundesländern vorliegt. Es ist 
jedoch auch ein genereller Rückgang im zeitlichen Verlauf dieser Sterblichkeit feststellbar. 
Die Daten im Bereich „Luft“  lassen keine eindeutige Aussage zu. Konkreter liegen die 
Daten für den Bereich „Lärm“.  In Kärnten fühlt sich ein höherer Anteil der Bevölkerung als in 
Gesamtösterreich durch „Lärm“ gestört. Im Bereich „Bewegung “ ist feststellbar, dass der 
Anteil jener Personen, die sich ausreichend bewegen, zwar in Kärnten im 
Österreichvergleich hoch ist, dennoch weisen folgende Daten auf eine hohe Public Health 
Relevanz dieses Themas hin:  

�  Der Anteil der Personen mit Adipositas und Übergewicht steigt 

�  In Kärnten wird im Vergleich zu den anderen österreichischen Bundesländern der größte 
Anteil der Wege in Form des motorisierten Individualverkehrs zurückgelegt 

�  Der Trend zum motorisierten Individualverkehr wird sich voraussichtlich weiter fortsetzen  

Basierend auf diesen Daten wurde Bewegung als das Handlungsfeld mit der größten 
Public Health Relevanz eingestuft. Darüber hinaus wurde aufgrund der guten 
Ressourcenverfügbarkeit und der hohen Akzeptanz des Themas in Kärnten, Bewegung als 
wichtigstes Handlungsfeld von der Steuerungsgruppe ausgewählt. 

 

Für die Entwicklungsphase des KAP wurden aus den Ergebnissen der Recherchen 
Empfehlungen für Kärnten,  hinsichtlich der Projektstruktur , der Rollen, Funktionen und 
Aufgaben,  der an der Entwicklung beteiligten Gruppen, und der zu bearbeitenden Inhalte 
ausgesprochen sowie ein Zeitplan  entwickelt.   

 

Eine durch die AuftraggeberIn  eingerichtete Koordinationsstelle , welche am Besten 
innerhalb der federführenden Abteilung eingerichtet sein sollte, wird die Koordination der 
Entwicklungsphase übernehmen. Beschlüsse werden in einem multisektoral eingerichteten 
Lenkungsausschuss  gefasst. Eine Arbeitsgruppe,  mit Kärntner AkteurInnen sowie 
FachexpertInnen aus den Bereichen Gesundheit und Mobilität, wird die konkreten Inhalte 
des KAP erarbeiten. Eine Situationsanalyse soll bereits, hinsichtlich der späteren 
Evaluierung, in der Umsetzungsphase durch ExpertInnen  durchgeführt werden. Weiters ist 
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auf eine professionelle Begleitung in der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit  zu 
achten. Eine externe Prozessevaluation  der Entwicklungsphase soll durchgeführt werden, 
um die Erfahrungen der multisektoralen Zusammenarbeit in der Entwicklung des KAPs 
nutzen zu können. Im Rahmen einer Begutachtungsphase  hat die Öffentlichkeit die 
Möglichkeit die Rohfassung des KAP zu kommentieren. Anhand der Endfassung des KAP 
soll ein Auftrag  (im Optimalfall ein Auftrag durch die Landesregierung) für die Umsetzung 
des KAP  erwirkt werden. Für die Entwicklungsphase des KAP wird ein Zeitraum von 16 
Monaten  angenommen.  
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2 Hintergrund  
Gesundheit wird nicht nur durch das Gesundheitssystem oder von der Gesundheitspolitik 
eines Landes beeinflusst. Die Gesundheit der Menschen in einem Land wird von allen dort 
wirkenden Politikbereichen mitgestaltet. Andererseits trägt ein guter Gesundheitszustand in 
einer Bevölkerung auch zu höherer Produktivität in einem Land bei (Suhrcke, McKee, Sauto 
Arce, Tsolova & Mortensen, 2005, S. 11). In die Gesundheit einer Bevölkerung zu 
investieren verhilft nicht nur zu einem erhöhten Wohlbefinden der Menschen, sondern auch 
zur wirtschaftlichen Stabilität und zum wirtschaftlichen Wachstum eines Landes (Wismar, 
Lahtinen, Stahl, Ollila & Leppo, 2006, S. xxiV).  

Die Verantwortung für Gesundheit kann weder der einzelne Mensch alleine tragen, noch 
kann die Gesundheitspolitik alleine dafür verantwortlich gemacht werden. Die Auswirkungen 
auf die Gesundheit müssen bei allen Maßnahmen in allen Politikbereichen mitbedacht 
werden. Dadurch können zentrale Determinanten für die Gesundheit berücksichtigt werden, 
was sich wiederum auch positiv auf Ziele in anderen Politikbereichen, außerhalb des 
Gesundheitsbereichs, auswirkt (Kickbusch, McCann & Sherbon, 2008, S. 1). Der 
Gesundheitssektor soll daher auf Kooperationen mit den anderen Sektoren setzen.  

Im aktuellen Gesundheitsbericht des Landes Kärnten wurde auf die multisektorale 
Verantwortung für Gesundheit Rücksicht genommen, indem Maßnahmenempfehlungen in 
den einzelnen Bereichen, nicht nur für den Gesundheitssektor, sondern auch für die anderen 
Politiksektoren, formuliert wurden (vgl. Wieseneder, Auer & Grasser, 2009). Ein eigenes 
Kapitel in diesem Gesundheitsbericht widmete sich, im Rahmen von Interviews mit allen 
LandespolitikerInnen und Verantwortlichen auf der Verwaltungsebene, den Möglichkeiten für 
verstärkte oder neue Kooperationen des Gesundheitssektors mit anderen Politiksektoren 
(Wieseneder, Auer & Grasser, 2009, S. 161 – 210). Eine Folge aus diesem Vorgehen war 
der Entschluss der Abteilung 12 Sanitätswesen des Amtes der Kärntner Landesregierung 
einen Aktionsplan „Mobilität und Gesundheit“ (KAP) mit der Abteilung 7 Wirtschaftsrecht und 
Infrastruktur des Amtes der Kärntner Landesregierung zu entwickeln. Beiden Abteilungen 
wurde von der Landesamtsdirektion der Auftrag dazu erteilt.  

2.1 Ziel des Kärntner Aktionsplans  
Ziel des KAP in der Entwicklungsphase ist es, Ziele, die gemeinsam leichter erreicht werden 
können, zu definieren und deren Umsetzung zu planen. Beide Bereiche sollen davon 
profitieren, dass sie zusammenarbeiten. Als gemeinsame Zielrichtung wurde, von der 
Steuerungsgruppe der Vorbereitungsphase, die Steigerung der körperlichen Aktivität 
ausgewählt (siehe Handlungsfelder und Priorisierung, Kapitel 3.4). 

2.2 Zeitplan für den Kärntner Aktionsplan  
Der Zeitplan für den KAP gliedert sich in:  

�  Eine etwa halbjährige Vorbereitungsphase  

�  Eine etwa ein– bis eineinhalbjährige Entwicklungsphase  

�  Eine etwa drei- bis fünfjährige Umsetzungsphase, die durch eine Evaluation begleitet 
werden soll 

�  Eine etwa einjährige Roll-Out-Phase  
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2.3 Eingrenzung und Zielsetzung der vorliegenden Ar beit 
Der vorliegende Bericht bezieht sich auf die Vorbereitungsphase . In dieser Zeit sollen 
grundlegende Inhalte für die Entwicklung des KAP erarbeitet und festgelegt werden. Diese 
umfassen folgende Bereiche: 

�  Inhaltliche Hintergründe und Überlegungen  

�  Erarbeitung der Projektstruktur für die Entwicklungsphase  

�  Nennung der in die Entwicklung einzubindenden PartnerInnen  

�  Beschreibung von deren Rollen, Funktionen und Aufgaben  

�  Definition der Inhalte, die in der Entwicklung erarbeitet werden müssen  

 

�
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3 Methode  

3.1 Einrichtung der Steuergruppe (Mitglieder, Funkt ionen)  
Für die Vorbereitungsphase wurde eine Steuergruppe eingesetzt, welche aus folgenden 
Mitgliedern besteht:  

�  Mag. Ulrike Eisner, Gesundheitsreferentin, Politisches Büro des Landesrats für 
Gesundheit, Mag. Dr. Peter Kaiser (Ablösung durch Mag. Arno Arthofer ab 1. April 2009)  

�  Dr. Elisabeth Oberleitner, stellvertretende Leiterin Abt. 12 Sanitätswesen des Amtes der 
Kärntner Landesregierung  

�  Dr. Albert Kreiner, Leiter Abt. 7 Wirtschaftsrecht und Infrastruktur  

�  Wolfgang Paier, Mitarbeiter Abt. 7 Wirtschaftsrecht und Infrastruktur  

Die Steuergruppe entscheidet  über die Vorgangsweise während der Vorbereitungsphase. 
Das Projektteam erarbeitet  die Entscheidungsgrundlagen für die Steuergruppe. 
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Abbildung 1: Projektstruktur der Vorbereitungsphase 

�

3.2 Recherche  
Um den KAP in seiner Entwicklung von den Erfahrungen anderer bereits bestehender 
Aktionspläne auf nationaler und internationaler Ebene profitieren zu lassen, wurde eine 
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internetbasierte Literaturrecherche zu Praxisbeispielen durchgeführt. Es wurde nach 
Aktionsplänen gesucht, die sich entweder speziell mit Gesundheit und Mobilität beschäftigen 
oder zum Thema Gesundheit und Umwelt (und hier in Verbindung mit Mobilität) arbeiten. 
Des Weiteren wurden auf der Website der WHO Leitfäden zur Erstellung von Aktionsplänen 
recherchiert.  

 

Im deutschsprachigen Raum (Österreich, Deutschland, Schweiz) wurden leitfadengestützte 
telefonische ExpertInneninterviews mit Personen durchgeführt, die bei der Entwicklung eines 
Aktionsplans beteiligt waren bzw. auch in der Umsetzung beteiligt sind oder waren. Die 
Inhalte dieser Aktionspläne betrafen Gesundheit und Umwelt (mit Mobilität als Teilbereich) 
sowie teilweise spezielle Zielgruppen (Kinder). Die zu behandelnden Themen in den 
Interviews waren:  

�  Der Prozess der Entwicklung des Aktionsplans  

�  Förderliche Faktoren bei der Entwicklung bzw. Umsetzung des Aktionsplans  

�  Hinderliche Faktoren bei der Entwicklung bzw. Umsetzung des Aktionsplans  

Es wurden drei telefonische Interviews geführt, wobei eines direkt beim ersten Anruf zu 
Stande kam und etwa 45 Minuten dauerte. Für die beiden weiteren Interviews wurden vorab 
telefonisch Termine vereinbart. Die Dauer dieser zwei Interviews betrug eine Stunde bzw. 50 
Minuten. Nach dem Interview wurde jeweils ein Protokoll angefertigt, wovon eines von einer 
der drei interviewten Personen nochmals durchgesehen und danach freigegeben wurde.  

 

Um die Entwicklung des KAP theoriegestützt durchführen zu können, wurde außerdem nach 
einem passenden Wirkmodell recherchiert, welches die Zusammenhänge zwischen 
Gesundheit und Mobilität erklären kann.  

 

3.3 Brainstorming mit potentiellen PartnerInnen für  die 
Entwicklungs- und Umsetzungsphase des KAP 

Um die für das Bundesland Kärnten relevanten inhaltlichen Bereiche bereits vor der 
Entwicklung des KAP abzuklären, wurde eine Brainstormingrunde mit potentiellen 
zukünftigen Umsetzungspartnern durchgeführt. Es wurden zusätzlich zur Steuergruppe und 
zum Projektteam neun Personen aus folgenden Institutionen eingeladen:  

�  Abt. 6 Bildung  

�  Abt. 7 Wirtschaftsrecht und Infrastruktur – Umweltschutz an Verkehrswegen  

�  Abt. 7 Wirtschaftsrecht und Infrastruktur – Öffentlicher Nahverkehr  

�  Abt. 15 Umwelt – Schall- und Elektrotechnik  

�  Abt. 15 Umwelt – Umweltkontrolle  

�  Abt. 17 Straßen- und Brückenbau  

�  Büro LH Dr. Dörfler  

�  Fahrgast Kärnten  

�  Verkehrsverbund Kärnten  
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Vier Personen aus folgenden Bereichen nahmen neben der Steuergruppe und dem 
Projektteam an der Brainstormingrunde teil:  

�  Abt. 6 Bildung 

�  Abt. 7 Wirtschaftsrecht und Infrastruktur – Umweltschutz an Verkehrswegen 

�  Abt. 15 Umwelt – Schall- und Elektrotechnik 

�  Fahrgast Kärnten 

Gemeinsam mit dieser Gruppe wurden am 27. Jänner 2009 Themen in einem Brainstorming 
gesammelt. Die Themen wurden inhaltlich geordnet. Aus jeder Themengruppe wurden in 
Kleingruppen nach der „World-Cafe“-Methode drei prioritäre Themen nach den Kriterien 
„Wichtigkeit für Gesundheit / Mobilität“ und „Intervenierbarkeit“ bestimmt. Anschließend 
wurde in der Großgruppe bei Bedarf noch einmal diskutiert. Diese prioritären Themen 
innerhalb der einzelnen Themengruppen wurden daraufhin noch ein abschließendes Mal von 
der gesamten Gruppe priorisiert. Zur Dokumentation wurde ein Fotoprotokoll angefertigt 
(siehe Anhang).  

 

3.4 Priorisierung der möglichen Handlungsfelder 
Für die Priorisierung der möglichen Handlungsfelder wurden insgesamt acht Indikatoren 
aufgrund von internationalen Empfehlungen (ECHI comprehensive indicator list und WHO, 
1999/2004 Environmental Health Indicators) ausgewählt. Hierfür wurden Daten gesammelt, 
analysiert und dargestellt. 

Die 8 Indikatoren sind: 

�  Prozentanteil der Bevölkerung, der sich ausreichend bewegt  

�  Modalsplit 

�  Prozentanteil an übergewichtigen und adipösen Personen in der Gesamtbevölkerung 

�  Rohe Sterblichkeitsrate aufgrund von Verkehrsunfällen (ICD 10: V01-99)  

�  Altersstandardisierte Sterblichkeitsrate aufgrund von Verkehrsunfällen (ICD 10: V01-99)  

�  Verletzte durch Verkehrsunfälle (Rate pro 100.000)  

�  Prozentanteil der Bevölkerung, die sich durch Lärm gestört fühlen  

�  Durchschnittliche Konzentration für CO2, PM10, PM2,5, SO2 und NOx 

Als Datenquelle fungierte, ausgenommen vom Modalsplit und den Daten zur 
durchschnittliche Konzentration für CO2, PM10, PM2,5, SO2 und NOx, die Statistik Austria. 
Die Daten zum Modalsplit stammen aus der Mobilitätserhebung vom Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie und die Daten zur durchschnittlichen Konzentration für 
CO2, PM10, PM2,5, SO2 und NOx stammen vom Bundesumweltamt.  

Soweit die Verfügbarkeit und Sinnhaftigkeit gegeben war, wurde sowohl ein zeitlicher Trend 
für die Daten in Bezug auf Kärnten, als auch ein Vergleich zwischen den Bundesländern 
gemacht, um eine Diskussionsgrundlage für die Priorisierung der möglichen Handlungsfelder 
zu schaffen. 

Die Daten wurden grafisch dargestellt und kurz analysiert. Diese Darstellung diente der 
Steuerungsgruppe als Grundlage für die Priorisierung der Handlungsfelder, die basierend auf 
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einem strukturierten Bewertungsraster vorgenommen wurde. Die Bewertungskriterien waren 
Public Health und Epidemiologie, Akzeptanz und Ressourcennutzung (siehe Kapitel 4.4). 
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4 Ergebnisse  

4.1 Wirkmodell  
Um die Bereiche Gesundheit und Mobilität erfolgreich gemeinsam zu bearbeiten, bedarf es 
einer klaren und verständlichen Darstellung der gegenseitigen Beeinflussung dieser 
Bereiche. Viele AkteurInnen aus verschiedenen Disziplinen müssen bei der Umsetzung 
eines integrierten Aktionsplans zusammenarbeiten und ein gegenseitiges Verständnis für die 
Wirkungsweisen und Zusammenhänge der beiden Bereiche haben, um gemeinsame Ziele 
bearbeiten zu können. Daher ist es notwendig anhand eines theoretischen Modells die 
einzelnen Einwirkfaktoren aus den beteiligten Bereichen sowie deren Folgen und 
Auswirkungen einzuordnen, diese miteinander zu verbinden und so Ansatzpunkte für 
Handlungsfelder abzuleiten (vgl. Fehr & Neus, 2005, S. 76-77).  

 

Ziel für die Vorbereitung des KAP war es, ein Wirkmodell zu finden, welches die 
gegenseitigen Zusammenhänge zwischen Gesundheit und Mobilität erklärt. Jedoch wird 
Mobilität bzw. Verkehr dem Umweltbereich zugeschrieben, sodass sich keines der Modelle 
explizit mit Mobilität beschäftigt. Auch andere Programme, die sich mit Mobilität und 
Gesundheit auseinandersetzen, verwenden daher theoretische Modelle, welche sich 
grundsätzlich mit Umwelt und Gesundheit beschäftigen (vgl. THE PEP, 2004).  

 

Einige Modelle kommen direkt aus dem Umweltbereich, andere direkt aus dem 
Gesundheitsbereich. Des Weiteren gibt es aber auch Modelle, die an der Schnittstelle 
zwischen Umwelt- und Gesundheitsbereich angesiedelt sind. Von diesen Modellen scheint 
sich Eines in den Diskussionen durchzusetzen. Daher soll dieses auch für den KAP 
verwendet werden: Das erweiterte DPSEEA-Modell (Fehr, Neus & Heudorf, 2005, S. 17 u. S. 
84).  

 

Das DPSEEA-Modell (sprich: dipsi) wurde für die WHO entwickelt (Corvalán, Briggs & 
Kjellström, 1996, zitiert nach Fehr, Neus & Heudorf, 2005, S. 17). Das Modell zeigt 
Einflussfaktoren („Entwicklungsdynamik“ oder „Driving forces“ und „Protektion & Druck“ oder 
„Pressure“), welche einen bestimmten Zustand der Umwelt („Physische Umwelt“ oder „State 
of Environment“) bewirken. Dieser Umweltzustand bewirkt wiederum bestimmte 
„Expositionen“ oder „Exposures“, welche daraufhin bestimmte „Gesundheitliche Wirkungen“ 
oder „Effects“ erzielen. In allen diesen Dimensionen können Ansätze für Handlungsfelder 
(„AktivitätsPotentiale“ oder „Action“) gefunden und definiert werden (Fehr, Neus & Heudorf, 
2005, S. 17). Fehr et al haben dieses Modell noch um einige Dimensionen erweitert. So 
teilen sie den Umweltzustand in eine „Soziale Umwelt“ und eine „Physische Umwelt“, und 
nehmen das Versorgungssystem hinzu. Dieses kommt zum Einsatz, wenn die Effekte der 
Expositionen behandlungsnotwendige Krankheiten hervorbringen. Weiters wird die 
„Population“ und verschiedenen Subpopulationen (z.B. Kinder, Jugendliche, sozial 
Benachteiligte etc.) mit in das Modell eingenommen. Auch in diesen Dimensionen sind 
Aktionspotentiale möglich (Fehr, Neus & Heudorf, 2005, S. 17). Aus Sicht der 
Gesundheitsförderung ist es wichtig, möglichst am Beginn der Wirkungskette (in den 
Bereichen „Entwicklungsdynamik“ und „Protektion & Druck“) mit Maßnahmen und Aktivitäten 
anzusetzen, da dies hilft, die Expositionen und Effekte möglichst gering zu halten und daher 
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krankmachende Umweltzustände und deren Folgen gar nicht erst auftreten und somit auch 
nicht behandelt werden müssen (Fehr & Neus, 2005, S. 84).  

Die folgende Abbildung zeigt das DPSEEA-Modell. Gesellschaftliche Grundkräfte stellen die 
„Entwicklungsdynamik“ dar, welche z.B. die Einflüsse durch Globalisierung oder 
Urbanisierung sein können. „Protektion & Druck“ auf die Umwelt wird durch 
Handlungsentscheidungen und Investitionen in verschiedenen Lebensbereichen ausgeübt. 
Hierbei können z.B. Rahmenbedingungen, die die Wahl von öffentlichen Verkehrsmitteln 
fördern, unterschiedliche Umweltzustände bewirken. Die Soziale Umwelt wird durch soziale 
Ressourcen und Belastungssituationen geformt. Hier spielen z.B. Regeln in einer Zielgruppe 
oder Brauchtum und Gepflogenheiten eine Rolle. Beispiele wären unter anderen die 
Wertschätzung von Bewegung oder das vorab Festlegen, wer in einer Gruppe nüchtern 
bleibt, um die anderen sicher heimzubringen. Der Zustand der physischen Umwelt bezieht 
sich auf physische Ressourcen bzw. auf Noxen, die als Risikoquellen dienen. Beispielhaft 
können hier geeignete Fuß- und Radwege oder einladende Treppenhäuser genannt werden. 
Protektive oder belastende Expositionen können z.B. Emissionen wie Lärm oder Staub sein, 
oder auch Verkehrsunfälle oder körperliche Bewegung im Alltagsablauf. Schließlich sind die 
gesundheitlichen Auswirkungen dieser Einflussfaktoren unter anderen Übergewicht, 
Verletzungen, physische oder psychische Gesundheitsstörungen (Fehr, Neus & Heudorf, S. 
16 – 17).  

 

Das erweiterte DPSEEA-Modell 

Entwicklungsdynamik 
(Driving Forces)  Gesellschaftliche Grundkräfte  

(  

Protektion & Druck 
(Pressure)  

Handlungsentscheidungen und  
Investitionen in Lebensbereichen  

(  

Umweltzustand -  
Soziale Umwelt  

(State)  

Soziale Ressourcen und 
Belastungssituationen;  
Regeln, Brauchtum, Gepflogenheiten 

Umweltzustand - 
Physische Umwelt  

(State)  

Physische Ressourcen als 
Lebensgrundlagen sowie Noxen als 
Risikoquellen 

(  

Expositionen  
(Exposure)  Protektive und belastende Expositionen 

(  

Gesundheitliche 
Wirkungen  

(Effects)  

Physische und psychische Gesundheit, 
Wohlbefinden, Verletzungen 

Abbildung 2: Das erweiterte DPSEEA-Modell  
Quelle: Basierend auf R. Fehr, H. Neus & U. Heudorf, (2005), Gesundheit und Umwelt, Bern: 
Hans Huber, S. 16, S. 17 und S. 83  
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4.2 Ergebnisse Recherche  

4.2.1 Gemeinsame Aktionspläne der Sektoren Gesundhe it und 
Verkehr  

Es wurde im europäischen Raum nach multisektoral angelegten Vorbildprojekten zum 
Thema Gesundheit und Mobilität gesucht, wobei Mobilität bzw. Verkehr in Verbindung zu 
Gesundheit meist als Teilgebiet der Umwelt behandelt wird. Daher wurden Projekte und 
Aktionspläne in die Recherche miteinbezogen, die Gesundheit und Umwelt als verschiedene 
Sektoren miteinander verbinden. Die meisten dieser Aktionspläne, Programme oder Projekte 
behandeln Mobilität als einen Teilbereich. Bei der Recherche wurde Augenmerk darauf 
gelegt, Erfahrungen aus den diversen Programmen herauszufiltern, die sich vor allem auf 
den Entwicklungsprozess dieser Programme beziehen. Es wurden in der Recherche daher 
auch Erfahrungsberichte, Evaluationsberichte und Leitfäden mitberücksichtigt (z.B. THE 
PEP, 2004; MacArthur, 2002; Sektion Gesundheit und Umwelt – BAG, 2007; Wolf & Fehr, 
2002; BMLFUW & BMGFJ, 2007).  

 

Ziel war es, Aktionspläne zu recherchieren, die bereits in der Entwicklung und auch in Bezug 
auf die Verteilung der Verantwortlichkeiten, einerseits vom Gesundheitssektor aber auch von 
mindestens einem weiteren Sektor (Umwelt und / oder Verkehr) bearbeitet wurden. 
Grundsätzlich kann gesagt werden, dass die recherchierten Aktionspläne meist auf 
nationaler Ebene angesiedelt sind. Sie leiten sich hauptsächlich aus übergeordneten Plänen 
der EU bzw. WHO (EC - Öffentliche Gesundheit, o.D.; WHO Europa & Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, 1994) ab und werden auf nationale Bedürfnisse angepasst. 
Ein Aktionsplan auf Bundesländerebene betrifft Nordrhein-Westfalen, wobei dieser aber auch 
aus dem nationalen Aktionsplan hervor geht und mit diesem abgestimmt ist (APUG NRW, 
o.D.a).  

 

4.2.1.1  EHAPE / APUG  

1994 wurde von der WHO und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf der 
zweiten Europakonferenz Umwelt und Gesundheit in Helsinki der Aktionsplan Umwelt und 
Gesundheit für Europa verabschiedet (APUG = Aktionsplan Umwelt und Gesundheit, oder 
EHAPE = Environmental and Health Action Plan Europe) (WHO Europa & Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, 1994). In diesem Aktionsplan wird festgehalten, dass die 
einzelnen Mitgliedsstaaten nationale Aktionspläne für Umwelt und Gesundheit nach den 
individuellen Bedürfnissen entwickeln sollen. Diese Pläne sollten auf nationaler Ebene 
entweder an bestehende Pläne und Strukturen anknüpfen oder völlig neu entwickelt werden 
(WHO Europa & Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 1994, S. 9-10). Inhaltlich 
werden durch den EHAPE folgende für Umwelt und Gesundheit relevante Bereiche 
abgedeckt (WHO Europa & Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 1994, S. 33ff):  

�  Spezifische umweltbedingte Gesundheitsgefahren  

- Wasser  

- Luft  

- Lebensmittel  
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- Festmüll und Bodenbelastung 

- Ionisierende und nichtionisierende Strahlung  

- Naturkatastrophen sowie Industrieunfälle und nukleare Störfälle  

�  Lebens- und Arbeitsumwelt  

- Städtische und ländliche Siedlungsgebiete  

- Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz  

�  Wirtschaftssektoren  

- Industrie  

- Energie  

- Verkehr  

- Landwirtschaft  

- Tourismus  

 

Im Bereich Verkehr werden Ziele in unterschiedlichen Bereichen definiert. Beispiele hierfür 
sind: Reduktion der Verkehrsunfälle, Reduktion des Verkehrslärms, Verringerung von 
Abgasen und Schadstoffemissionen, Geschwindigkeitsbeschränkungen und 
Alkoholkontrollen, Schutz der Rechte von FußgängerInnen, verkehrslenkende Maßnahmen, 
repräsentative Stichprobenerhebungen zur Analyse der Ursachen von Verkehrsunfällen 
(WHO Europa & Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 1994, S. 58-60).  

 

Viele Länder haben nach 1994 nationale Aktionspläne erarbeitet.  

Für Österreich  wurde in den 90er-Jahren ein Nationaler „Österreichischer Umwelt- und 
Gesundheitsaktionsplan“ ressortübergreifend von den Bundesministerien für Umwelt, Jugend 
und Familie, Arbeit, Gesundheit und Soziales, Frauenangelegenheiten und 
Verbraucherschutz erarbeitet (o.A., o.D.). Auch hier wird als ein Thema der Verkehr (o.A., 
o.D., S. 74ff) und als weiterer Themenbereich Unfälle behandelt (o.A., o.D., S. 104ff). 
Generell kann gesagt werden, dass die Maßnahmenplanung in diesem Aktionsplan detailliert 
mit räumlicher Zuordnung (lokal, regional, national, übernational), der Angabe von 
zuständigen Akteuren sowie von Zeithorizonten erfolgt (vgl. o.A., o.D., S. 96-100).  

 

Auch in Deutschland  wurde vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium für Gesundheit nach der zweiten 
Europakonferenz zu Umwelt und Gesundheit ein nationaler Aktionsplan Umwelt und 
Gesundheit (APUG) entwickelt. Inzwischen wirkt auch das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz am APUG mit. Weiters sind in Deutschland einige 
Bundesoberbehörden am APUG beteiligt. Aufklärung, Forschung und die Zielgruppe Kinder 
und Jugendliche sind die vorrangigen Ziele des APUG in Deutschland (APUG, 2009a). 
Wichtig für den Prozess des Aktionsplans ist es Parallelstrukturen zu vermeiden und 
vorhandene Netzwerke und Programme einzubinden und zu berücksichtigen (APUG, 
2009b). Als bisher einziges Bundesland in Deutschland hat Nordrhein-Westfalen  einen 
eigenen Aktionsplan in Abstimmung mit dem nationalen Plan entwickelt. Die Schwerpunkte 
des APUG NRW sind Verkehr, gesundes Wohnen, Risikokommunikation und Ernährung 
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(APUG, 2009b). Zum Thema Verkehr wird im APUG NRW vor allem daran gearbeitet, die 
Zusammenhänge zwischen Umwelt, Verkehr und Gesundheit herauszuarbeiten. Weiters soll 
die Luft- und Lärmbelastung durch motorisierten Verkehr reduziert werden. Hierfür sollen die 
Menschen einerseits auf andere Formen der Mobilität umsteigen und andererseits soll der 
technische Fortschritt dazu genutzt werden, um die Belastung zu reduzieren (APUG NRW, 
o.D.b).  

 

In der Schweiz  wurde der APUG unter Federführung des Bundesamtes für Gesundheit 
(BAG) und dem Bundesamt für Umwelt gemeinsam mit mehreren anderen Bundesämtern 
entwickelt. Auch hier wurde neben den beiden Schwerpunkten Natur und Wohnen auch ein 
Schwerpunkt auf Mobilität gesetzt, wobei die Fortbewegung aus eigener Kraft und mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln besonders eingehend bearbeitet wurde (Sektion Gesundheit 
und Umwelt – BAG, 2007, S. 13-14). Diese drei Schwerpunkte wurden in drei Pilotregionen 
umgesetzt, wobei in der Region Crans-Montana der Mobilitätsschwerpunkt lag (Sektion 
Gesundheit und Umwelt – BAG, 2007, S. 14 u. S. 25ff). Weitere Instrumente des APUG 
Schweiz waren, neben der Umsetzung in den Pilotregionen, ein Innovationspool, Vernetzung 
und Kommunikation (Sektion Gesundheit und Umwelt – BAG, 2007, S. 14-15). Der APUG 
Schweiz wurde mit Ende 2007 aufgrund mangelnder politischer Unterstützung beendet 
(Sektion Gesundheit und Umwelt – BAG, 2007, S. 7).  

 

4.2.1.2  CEHAPE  

Auf der vierten Europakonferenz Umwelt und Gesundheit in Budapest im Jahr 2004 wurde 
der Kinder – Umwelt und Gesundheitsaktionsplan für Europa verabschiedet (CEHAPE – 
Children’s environment and health action plan for Europe). Die übergeordneten Ziele des 
Aktionsplans sind:  

�  Sicherstellung der Versorgung mit sauberen Wasser und guten sanitären Verhältnissen  

�  Unfallverhütung und Sicherstellung von ausreichender körperlicher Bewegung von 
Kindern durch eine kinderfreundliche Stadt- und Verkehrsplanung  

�  Sicherstellung von sauberer Außen- und Innenraumluft  

�  Verhütung von Belastungen durch gefährliche Wirkstoffe (WHO, 2009 und BMLFUW & 
BMGFJ, 2007, S. 9).  

 

In Österreich  wurde der nationale CEHAPE unter Federführung des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und des Bundesministeriums für 
Gesundheit, Familie und Jugend gemeinsam mit ExpertInnen und AkteurInnen entwickelt. 
Eine Besonderheit des CEHAPE in Österreich stellt die begleitende Jugendbeteiligung dar 
(BMLFUW & BMGFJ, 2007, S. 9 u. S. 23f). Die vier von der WHO definierten Zielbereiche 
stellten die Grundlage für die Maßnahmenentwicklung dar. Der Bereich Mobilität ist im 
Handlungsfeld II angesiedelt. Das regionale Ziel für Österreich ist hier die „Verhütung und 
Verringerung von gesundheitlichen Folgen von Unfällen und Verletzungen sowie die 
Abnahme der durch Bewegungsmangel hervorgerufenen Morbidität durch Förderung von für 
alle Kinder sicheren, schützenden und unterstützenden Siedlungs- und 
Verkehrsverhältnissen“ (BMLFUW & BMGFJ, 2007, S. 17 u. S. 28ff).  
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Europäische Kommission: Aktionsplan Umwelt und Gesu ndheit 2004-2010  

Die Europäische Kommission lieferte als Beitrag zur oben genannten vierten 
Europakonferenz Umwelt und Gesundheit in Budapest 2004 den Aktionsplan Umwelt und 
Gesundheit 2004 – 2010 (EC – Öffentliche Gesundheit, o.D.). Der Aktionsplan soll der EU 
wissenschaftlich basierte Informationen liefern, um Gesundheitseffekte aus 
Umweltbelastungen zu reduzieren und eine bessere Zusammenarbeit zwischen den 
Bereichen Umwelt, Gesundheit und Forschung zu erreichen (EC – Environment, o.D.). Die 
Kernaufgaben werden in der Erarbeitung eines, den Gesundheits-, Umwelt- und 
Forschungsbereich verzahnendes, Informationssystems gesehen und sollen im Einklang mit 
dem CEHAPE stehen (EC, 2004, S. 4). Wichtige Kernbereiche sind die „Verbesserung des 
Informationsflusses“, „Schließung der Wissenslücken“ und „Überprüfung der Politik und 
Verbesserung der Kommunikation“ (EC, 2004, S. 6).  

 

4.2.1.3  THE PEP  

Von den Vereinten Nationen und der WHO wurde das Paneuropäische Programm  THE 
PEP (Transport, Health and Environment Pan-European Programme) ins Leben gerufen 
(WHO & UNECE, o.D.). Das Programm hat nachhaltigere Verkehrsmuster und eine engere 
Integration der Bedürfnisse von Umwelt und Gesundheit in die Verkehrsplanung zum Ziel 
(WHO & UNECE, o.D.). THE PEP bearbeitet drei Bereiche prioritär:  

�  Integration von Umwelt- und Gesundheitsaspekten in die Verkehrsplanung  

�  Städtischer Verkehr  

�  Steuerung der Nachfrage und Modal Shift (z.B. Unterstützung von nachhaltigen Verkehr, 
Steigerung der Effizienz von Verkehrsinfrastruktur, Änderung des Fahrverhaltens hin zu 
ökologischeren Fahrtechniken) (WHO & UNECE, 2008, S. 3ff)  

 

Österreich  war im Rahmen von THE PEP an einem länderübergreifenden Projekt beteiligt, 
welches die gesundheitlichen Auswirkungen des Straßenverkehrs, vor allem auf Kinder, 
beleuchtet (THE PEP, 2004). Außerdem wurde für Österreich der Masterplan Radfahren 
entwickelt, der die Förderung des Radverkehrs zum Ziel hat (WHO & UNECE, 2008, S. 8; 
Trafico Verkehrsplanung Gmunden & Koch, 2006). Der Masterplan Radfahren  hat sieben 
Handlungsfelder zur Radverkehrsförderung erarbeitet (Trafico Verkehrsplanung Gmunden & 
Koch, 2006, S. 6):  

�  Verstärkte Zusammenarbeit und Abstimmung der für den Radverkehr zuständigen 
AkteurInnen  

�  Attraktive und sichere Radverkehrsinfrastruktur  

�  Radfahrfreundliche und sichere Verkehrsorganisation  

�  Mobilitätsmanagement  

�  Optimierung der intermodalen Vernetzung  

�  Bewusstseinsbildung und Verkehrsausbildung  

�  Allgemein radfahrfreundliche Rahmenbedingungen  
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Obwohl die Zusammenarbeit mit allen wichtigen AkteurInnen als dezidiertes Ziel im 
Masterplan Radfahren festgeschrieben ist, erfolgte die Erstellung des Planes durch das 
Umweltministerium alleine.  

 

4.2.1.4  PROMPT 

PROMPT (New means to PROMote Pedestrian Traffic in cities) war ein europäisches 
Projekt  mit sechs Partnerländern. Ziel des Projektes war es, den nicht-motorisierten 
Verkehr, mit besonderer Berücksichtigung von FußgängerInnen, zu fördern. Anhand von 
Best-practise Beispielen wurde nach Lösungen für Probleme in diesem Bereich gesucht 
(PROMPT, 2005).  

 

4.2.1.5  The Action Plan on physical activity 2005 – 2009  

In Norwegen  wurde der Action Plan on physical activity (Departementene Ministries, o.D.) 
von acht verschiedenen Ministerien gemeinsam entwickelt. Darunter befindet sich auch das 
Ministerium für Verkehr und Kommunikation (S. 7). In diesem Action Plan wird besonderer 
Wert darauf gelegt, die Umgebung bewegungsförderlich zu gestalten (Departementene 
Ministries, o.D., S. 11). Unter dem Prioritätenbereich „Active local Environment“ wird daher 
auch der Bereich des Verkehrssystems hinsichtlich Bewegungsförderung bearbeitet. Der 
nationale Verkehrsplan sowie die Nationale Fahrradstrategie bilden die Grundlage zur Arbeit 
an einem bewegungsfördernden Verkehrssystem (Departementene Ministries, o.D., S. 22). 
Radfahren soll sicherer und attraktiver gemacht werden, was wiederum auch 
FußgängerInnen zu Gute kommen soll. Als Maßnahmen werden z.B. 
Geschwindigkeitsbegrenzungen für Autos, der Bau von Rad- und Fußwegen, 
Unterführungen und Brücken sowie sicheren Kreuzungen genannt. Weiters sollen auch 
Schulwege hinsichtlich der Sicherheit ausgebaut werden, sodass Kinder sicher zur und von 
der Schule gehen oder radfahren können (Departementene Ministries, o.D., S. 22-23).  

 

4.2.1.6  Promoting Pedestrian and Bicycle Traffic in Finland  

In Finnland  wurde vom Ministerium für Verkehr und Transport das JALOIN Programm 2001 
– 2004 gemeinsam mit mehreren anderen Ministerien, darunter auch das Ministerium für 
Soziales und Gesundheit, entwickelt (Ministry of Transport and Communications, 2005). Ziel 
war es, Gehen und Radfahren als ein, allen anderen Verkehrsarten, gleichwertiges 
Verkehrsmittel zu fördern (Ministry of Transport and Communications, 2005, S. 2). Es wurde 
neben Forschungsarbeiten an Themen wie Straßen für den nichtmotorisierten Verkehr, 
Parkmöglichkeiten für Fahrräder, Fahrradtourismus oder Verbesserung von Bedingungen für 
das Zufußgehen gearbeitet. Ziel war neben Projekttätigkeiten auch, die Strategien und 
Politiken der einzelnen Ministerien, hinsichtlich der Förderung von Fahrrad- und Fußverkehr, 
zu beeinflussen (Ministry of Transport and Communications, 2005, S. 9). Der inter-
administrative Ansatz dieser Arbeit wurde als gut befunden, da alle wichtigen AkteurInnen 
zusammengebracht werden sollten. Außerdem wurde es als wichtig gesehen, dass das 
Verkehrsministerium, als führender und koordinierender Partner, alle anderen AkteurInnen 
zusammenführte, da alle Beteiligten eigene Verantwortungsbereiche für sich definierten 
(Ministry of Transport and Communications, 2005, S. 24).  
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4.2.1.7  Leitbild Langsamverkehr  

Das Leitbild Langsamverkehr wurde in der Schweiz  im Auftrag des Departements für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation vom Bundesamt für Straßen erstellt. Mehrere 
andere Bundesämter, darunter auch das Bundesamt für Gesundheit, sowie auch 
VertreterInnen der Kantone und weitere Verbände oder Vereine als auch 
ExpertInnenberichte wirkten bei der Erstellung des Leitbildes mit (Bundesamt für Straßen, 
o.D., S. 61). Das Leitbild soll als Grundlage dienen, wie der Bund den Langsamverkehr 
(Fortbewegung zu Fuß, auf Rädern oder Rollen, angetrieben durch menschliche Muskelkraft) 
fördern kann. Der Langsamverkehr soll dadurch den gleichen Stellenwert erhalten wie der 
öffentliche und der motorisierte Individualverkehr. Ziel ist eine nachhaltige Entwicklung der 
Mobilität (Bundesamt für Straßen, o.D. S. 3). Das Gewinnpotential wird auf mehreren 
Ebenen gesehen, so in der Verbesserung des Gesamtsystems Personenverkehr, in der 
Entlastung der Umwelt und in der Förderung der Gesundheit. Außerdem wird es als ein 
Beitrag zum sanften Tourismus gesehen und Einsparungen bei privaten und öffentlichen 
Ausgaben im Bereich Verkehr erwartet (Bundesamt für Straßen, o.D., S. 4).  

 

4.2.2 Prozess der Entwicklung der Aktionspläne  

Zusätzlich zur Literaturrecherche wurden ergänzend drei leitfadengestützte telefonische 
ExpertInnen-Interviews in Österreich, Deutschland und der Schweiz durchgeführt. Zur 
Entwicklung des Leitfadens wurden Erfahrungen aus einer Übersichtsarbeit aus Kanada zu 
multisektoraler Arbeit für Gesundheit aus mehr als 15 Ländern verwendet (Leitfaden im 
Anhang) (PHAC, 2007). Ziel der Interviews war es, die, anhand der Literatur, zu 
berücksichtigenden Aspekte bezüglich des Entwicklungsprozesses eines Aktionsplans 
hinsichtlich deren Wichtigkeit und besonderer Details zu besprechen sowie fördernde und 
hinderliche Faktoren für die Entwicklung und Umsetzung eines Aktionsplans herauszufinden. 
Die InterviewpartnerInnen arbeiten für bzw. mit dem österreichischen CEHAPE und dem 
APUG NRW. Die Interviewpartnerin in der Schweiz war maßgeblich mit der Entwicklung und 
Umsetzung des APUG Schweiz betraut.  

 

4.2.2.1  An der Entwicklung beteiligte Gruppen / Personen / PartnerInnen 
sowie Strukturen 

Im EHAPE werden für die bearbeiteten Themen zuständige Behörden auf allen Ebenen, 
nichtstaatliche Organe wie Verbände, Gewerkschaften, Berufs- und Fachorgane, engagierte 
Interessensgruppen und Verbraucherverbände, staatliche und private Unternehmen, Medien, 
PR- und Informationsdienste, als auch Forschungseinrichtungen als wichtige AkteurInnen für 
den Aktionsplan genannt (WHO Europa & Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
1994, S. 9). Auch im PHAC werden neben politischen Partnern und Partnern auf der 
Verwaltungsebene, Nichtregierungsorganisationen, private Organisationen und Medien als 
wichtige Partner genannt (PHAC, 2007, S. 25 – 29). Wolf & Fehr (2002) fanden heraus, dass 
bei der Entwicklung der verschiedenen nationalen EHAPs (NEHAPS) unterschiedliche 
Gremien gebildet wurden, welche auch unterschiedlich besetzt waren (S. 89). Obwohl NGOs 
offensichtlich wenig bei der Entwicklung von NEHAPS vertreten waren, sollten diese als 
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VertreterInnen der Öffentlichkeit frühzeitig identifiziert und eingebunden werden (Wolf & 
Fehr, 2002, S. 90).  

 

Im APUG NRW wurde unter der Federführung des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz gemeinsam mit den Ministerien für Bau und Verkehr, 
für Wirtschaft und für Gesundheit eine Steuergruppe eingerichtet. Außerdem wurden 
VertreterInnen aus dem kommunalen Bereich und VertreterInnen aus NGOs, wie z.B. die 
Verbraucherzentrale oder Naturschutzverbände in die Entwicklung miteinbezogen. Mit 
diesen VertreterInnen wurden sodann Unterarbeitsgruppen unter der Leitung des 
federführenden Ministeriums gebildet (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 6. 
Februar 2009).  

 

Im APUG Schweiz kamen in einer „Concept working Group“ unter der Führung der 
Ministerien für öffentlliche Gesundheit und für Umwelt, Wälder und Landschaft die 
Lokalregierungen, NGOs und der Wissenschaftssektor zusammen. In Unterarbeitsgruppen 
wurden sodann die verschiedenen Themen bearbeitet. Das Thema Mobilität und 
Wohlbefinden wurde unter der Leitung der Abteilung für Industrie, Handel und Arbeit durch 
VertreterInnen aus dem Ministerium für öffentliche Gesundheit, dem Umweltamt, den 
Bundesämtern für Landschaftsplanung, Energie und Polizei, dem Büro für Verkehrsstudien, 
lokalen Verwaltungen, einer Vertretung aus dem Wissenschaftssektor und NGOs bearbeitet. 
Daneben arbeitete noch eine Kerngruppe unter der Führung des Ministeriums für Öffentliche 
Gesundheit gemeinsam mit dem Umweltamt, den LeiterInnen der Unterarbeitsgruppen und 
einer Beratung an der Entwicklung des Plans (Kahlmeier, Künzli & Braun-Fahrländer, 2002, 
S. 68). Als besonders wichtig empfunden wurden VertreterInnen aus dem Bereich der 
Forschung (Universitäten), sowie aus dem Justizbereich, da die Gesetzgebung meist eine 
sehr wichtige Rolle spielt. Eventuell sind auch bereits Gewerbe und Kleinhandel, z.B. bei 
einer geplanten Arbeit in einem Tourismusort von Bedeutung (U. Ulricht-Vöktling, APUG 
Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009).  

 

Auch der österreichische CEHAPE nennt ähnliche Partnerschaften, bezieht als Besonderheit 
durch einen breiten Beteiligungsprozess aber auch Kinder und MultiplikatorInnen für Kinder 
(z.B. Eltern, LehrerInnen) mit ein (BMLFUW & BMGFJ., 2007, S. 20). Durch die Einrichtung 
einer österreichischen CEHAPE Task Force werden in der Umsetzung des Plans sehr viele 
Partner aus allen inhaltlichen Bereichen des Plans sowie auf Ebenen der Regierung, 
Verwaltung und kommunalen Verwaltung miteinbezogen (BMLFUW & BMGFJ., 2007, S. 20-
21). Auch im CEHAPE Österreich wurde eine interministerielle Koordinationsgruppe vom 
Lebensministerium in Kooperation mit dem Gesundheitsministerium eingerichtet. Auch hier 
wird die Wichtigkeit einer breiten Einbindung der AkteurInnen hervorgehoben, jedoch ist es 
auch sehr wichtig, dass eine Kernarbeitsgruppe gebildet wird, die für die Ausarbeitung der 
Strategie und Inhalte Verantwortung übernimmt sowie interministerielle Sitzungen vorbereitet 
und koordiniert. Neben der Miteinbeziehung des Wissens von ExpertInnen und Partnern aus 
der Verwaltung scheint es auch notwendig, die erarbeiteten Ergebnisse mit dem 
Stimmungsbild der Bevölkerung abzustimmen, z.B. über die Einbindung von Personen bzw. 
NGOs oder über die Einrichtung eines Beirats (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview 
am 9. Februar 2009).  
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Als förderlich  für die Entwicklung und Umsetzung eines multisektoralen Aktionsplans wird 
von den InterviewpartnerInnen genannt, dass die Federführung für den Plan an einer 
einzigen Stelle, dh. in einem Ministerium angesiedelt ist. Auch die Unterarbeitsgruppen 
müssen unter einer definierten Leitung stehen, um Protokolle, Arbeitsaufträge usw. leichter 
handhaben, verwalten und verteilen zu können (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview 
am 6. Februar 2009). Obwohl die Leitung in einer Abteilung angesiedelt sein sollte, wäre es 
förderlich, wenn die Finanzierung von allen Beteiligten gemeinsam erfolgt (U. Ulrich-Vöktling, 
APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009). Als vorteilhaft wird außerdem die 
Einsetzung einer koordinierenden Stelle gesehen, an die sich als fixe Ansprechperson alle 
Beteiligten wenden können. Wenn diese Koordination extern angesiedelt ist, hat sie den 
Vorteil der neutraleren Herangehensweise (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview 
am 9. Februar 2009). Auch im PHAC wurde herausgefunden, dass die Übertragung der 
Führung an eine Stelle notwendig ist, um bei multisektoralem Vorgehen die 
Verantwortlichkeiten klar zu deklarieren (PHAC, 2007, S. 32). Es ist für Ministerien bzw. in 
der Verwaltung ungewohnt, auf horizontaler Ebene zu arbeiten, da der traditionelle Weg ein 
vertikaler ist. Hier kann es auch schwierig werden, nicht nur die Verantwortung, sondern 
auch den Erfolg der Aktivität den „richtigen“ Stellen zuzuweisen (PHAC, 2007, S. 32).  

Jedoch darf nicht vergessen werden, dass Ministerien deswegen getrennt sind, weil sie 
unterschiedliche und häufig auch gegensätzliche Interessen und Ziele zu verfolgen haben. 
Diese Unterschiedlichkeiten müssen aufgegriffen und ausgeräumt werden, um erfolgreich 
zusammenarbeiten zu können (WHO Europa & Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, 1994, S. 11). Hierzu ist es notwendig die Rollen und Funktionen aller am 
Entwicklungsprozess Beteiligten von Beginn an genau festzulegen (U. Ulrich-Vöktling, APUG 
Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009; C. Pilz, CEHAPE Österreich, 
Telefoninterview am 9. Februar 2009) sowie dem Prozess der Zusammenarbeit genügend 
Zeit und Raum zu lassen (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 
2009). Wichtig sind auch die Haltungen und Einstellungen der Menschen, die an der 
Entwicklung und Umsetzung des Plans beteiligt sind. Der Wunsch zur Zusammenarbeit und 
die Überzeugung über das gesamte Vorhaben muss bei allen bestehen. Jede beteiligte 
Person sollte ihr „Herzblut“ in den Aktionsplan legen (C. Pilz, CEHAPE Österreich, 
Telefoninterview am 9. Februar 2009; U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview 
am 25. Februar 2009; H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 6. Februar 2009). 
Dazu ist es auch notwendig, den Prozess der Entwicklung transparent und offen für alle 
nachvollziehbar zu gestalten (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 
2009).  

 

Als hinderlich wird gesehen, wenn im Ablauf der Entwicklung und Umsetzung zu wenig 
Transparenz herrscht, und wenn Einzelinteressen ohne Absprache mit den 
Gesamtinteressen des Aktionsplans verfolgt werden (C. Pilz, CEHAPE Österreich, 
Telefoninterview am 9. Februar 2009). Des Weiteren kann eine schlechte oder fehlende 
Koordination im Ablauf oder eine fehlende Ansprechstelle hinderlich wirken (C. Pilz, 
CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). Wichtig ist außerdem eine 
Kommunikation, die nicht nur auf „hard facts“, also inhaltliche und fachliche Faktoren, 
sondern auch auf „soft skills“ (Umgangsformen etc.) achtet. Die Verknüpfungen und 
Vernetzungen zwischen den verschiedenen Partnern und Ebenen müssen laufend 
kommuniziert werden (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 6. Februar 2009). 
Alle Beteiligten müssen laufend von ihrem eigenen Benefit, den sie durch den Aktionsplan 
haben, überzeugt sein. Hierzu ist häufig eine bedarfsgerechte Vermittlung der Benefits von 
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Vorteil. Vor allem Privatunternehmen müssen immer wieder von Neuen von den Vorteilen, 
die sie von einer Zusammenarbeit haben, überzeugt werden (H.-W. Breuer, APUG NRW, 
Telefoninterview am 6. Februar 2009). Menschen, die gegen den Aktionsplan sind und 
ideologisch dagegen arbeiten, können besonders hinderlich für den Prozess der Entwicklung 
und Umsetzung sein (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 
2009).  

 

4.2.2.2  Zeitraum für die Entwicklung  

Für den APUG NRW vergingen vom Start der Entwicklung bis zur Umsetzung neun Monate. 
Davor wurden die Zielbereiche von einer BeamtInnenarbeitsgruppe ohne weitere 
Beteiligungsmaßnahmen von der EU-Ebene auf die nationale Ebene heruntergebrochen und 
ein Beschluss durch die Regierung gefasst (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 
6. Februar 2009). In der Schweiz dauerte die Arbeit in den Arbeitsgruppen etwa acht 
Monate. TeilnehmerInnen in den Arbeitsgruppen (im Bereich Mobilität) waren z.B. das 
Straßenverkehrsamt, Justiz, Polizei, VertreterInnen aus Kantonen, Ländern und Gemeinden, 
VertreterInnen aus dem Bereich Forschung und NGOs (Ärzte für Umweltschutz, 
Interessensgemeinschaft für das Fahrrad, etc.). Es sollte versucht werden möglichst alle 
einzubinden, die irgend möglich sind, damit sich im Nachhinein niemand ausgeschlossen 
fühlt (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009). Nach acht 
Monaten stand der Aktionsplan im Groben fest, wurde dann aber teilweise noch auf Ebene 
der Verwaltung angepasst, wobei die in der Arbeitsgruppe erarbeiteten Ziele weitgehend 
unverändert blieben. Es muss berücksichtigt werden, dass die Arbeit in den Arbeitsgruppen 
unbedingt mit einem guten Gefühl abgeschlossen werden muss, da die 
Arbeitsgruppenmitglieder auch in der Umsetzung wichtige Partner sind und dort gerne am 
Thema weiterarbeiten sollten (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. 
Februar 2009). Vor der Einsetzung der Arbeitsgruppen wurde etwa drei Jahre lang Lobbying 
betrieben, um die Finanzierung für die Entwicklung und Umsetzung des Aktionsplans 
aufbringen zu können (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 
2009). In Österreich dauerte die Entwicklungsphase des CEHAPE etwa ein Jahr, wobei 
parallel ein Jugendbeteiligungsprozess und Konsultationsprozess ablief (C. Pilz, CEHAPE 
Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). Konsultationsprozesse und 
Beteiligungsprozesse sind also verlängernde Faktoren für die Entwicklung von 
Aktionsplänen. Der sogenannte Bottom-up-Ansatz kann den Entwicklungsprozess daher 
ressourcen- und zeitaufwändiger machen als ein Top-down-Ansatz (Wolf & Fehr, 2002, S. 
21).  

 

Als hinderlich  für die Entwicklung eines Aktionsplans ist Zeitdruck zu sehen (C. Pilz, 
CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009).  

 

4.2.2.3  Zielsetzung eines Aktionsplans, Berücksichtigung 
gegensätzlicher Interessen  

Vor der Erstellung des Aktionsplans sollte Klarheit über dessen Zweck und Zielsetzung 
herrschen. Dies trägt nicht nur zur Zielbestimmung, sondern auch zur Legitimation des 
Aktionsplans bei. Es ist zu überlegen, welchen zusätzlichen Nutzen der Aktionsplan bringt 
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und welche bestehenden Strategien und Pläne zu ähnlichen Themen bereits bestehen und 
wo die Gemeinsamkeiten und Anknüpfungspunkte dazu liegen (Wolf & Fehr, 2002, S. 18). 
Im APUG NRW wurden nach und nach die Zielsetzungen auf drei bestimmte Themen 
eingegrenzt, wobei darauf geachtet wurde, dies in Absprache mit dem nationalen Programm 
zu tun, um doppelte Arbeit zu vermeiden (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 6. 
Februar 2009). In der Schweiz wurden die Themen im Rahmen eines Think Tank erarbeitet. 
Es gab gegensätzliche Meinungen, jedoch standen am Ende alle hinter dem Aktionsplan, dh. 
alle müssen einen Nutzen für sich durch den Plan sehen (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, 
Telefoninterview am 25. Februar 2009). In Österreich waren die Themen für den CEHAPE 
durch die WHO vorgegeben. Jedoch war die Abstimmung der Maßnahmen sehr wichtig. Die 
gegenseitigen Zielerwartungen, Festlegung der gemeinsamen Ziele etc. sollten am Beginn 
professionell aufgearbeitet werden, wobei die Ziele nicht nur auf der Sachebene zu 
berücksichtigen sind, sondern es ist auch das „Wie“ der intersektoralen Zusammenarbeit zu 
klären (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). Die beteiligten 
Personen müssen aufgeschlossen sein für die Sichtweisen und Arbeitsweisen der jeweils 
anderen. So kann gegenseitiges Verständnis für die Bedürfnisse und Probleme der 
einzelnen Bereiche geweckt werden. Probleme können offen angesprochen und gemeinsam 
nach Lösungen dafür gesucht werden (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. 
Februar 2009).  

 

Als förderlich  ist also zu sehen, dass Einigkeit über die Zielsetzung des Aktionsplans 
herrscht. Gegensätzliche Ziele müssen vorher angesprochen und ausgeräumt werden. Es 
sind auf jeden Fall Kompromisse dafür zu finden (H.-W. Breuer, APUG NRW, 
Telefoninterview am 6. Februar 2009).  

 

4.2.2.4  Sicherstellung der politischen Unterstützung  

Multisekorale Kooperation ist um so wirksamer und leichter umzusetzen, je höher die 
politische Legitimation dafür angesiedelt ist (Wolf & Fehr, 2002, S. 22). Politische 
Unterstützung ist sowohl für die Motivation etwas zu tun wichtig, als auch für die 
Sicherstellung der notwendigen Ressourcen und Strukturen (PHAC, 2007, S. 26). 
Netzwerkarbeit und Lobbying werden daher als sehr wichtig angesehen. Hinsichtlich der 
sehr stark personenbezogen Arbeit, kann der Wechsel von Personen in bestimmten 
Funktionen, z.B. durch einen Regierungswechsel, die Entwicklung und Umsetzung eines 
Aktionsplans empfindlich beeinflussen. Weiters wichtig ist es, die für den Plan wichtigen 
Schlüsselpersonen auf allen Ebenen zu kennen (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, 
Telefoninterview am 25. Februar 2009). Der Aktionsplan sollte wünschenswerterweise durch 
einen Regierungsbeschluss mitgetragen werden, zumindest eine Deklaration sollte 
verabschiedet werden (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). 
Viel Zeit und Engagement ist also notwendig, um alle notwendigen Personen und Akteure 
„ins Boot zu holen“. Im besten Fall kommt es zu einem generellen Kulturwechsel in allen 
Abteilungen, so dass Gesundheit bei allen Entscheidungen und Überlegungen automatisch 
mitbedacht wird (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009). 
Der persönliche Kontakt zu Schlüsselpersonen wird neben der Beteiligung auch im 
Erfahrungsbericht des APUG Schweiz hervorgehoben (Sektion Gesundheit und Umwelt – 
BAG, 2007, S. 7).  
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Als förderlich wird also die Überzeugungsarbeit beginnend bei der höchsten Ebene 
gesehen (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 6. Februar 2009). Wichtig sind 
zentrale Stellen, die den Aktionsplan auf Ebene der Sachpolitik und auf Ebene der 
Ressourcensicherung unterstützen (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. 
Februar 2009).  

 

4.2.2.5  Attraktivierung des Themas bei EntscheidungsträgerInnen und in 
der Öffentlichkeit   

Eine frühzeitige und umfassende Partizipation und Information der Öffentlichkeit sollte von 
Beginn des Entwicklungsprozesses an sichergestellt werden. Zum Einen kann dies durch die 
Beteiligung von NGOs im Prozess geschehen, zum Anderen sollte die kontinuierliche und 
aktive Information der Öffentlichkeit sichergestellt sein (Wolf & Fehr, 2002, S. 91). Die 
Öffentlichkeit sollte unbedingt in irgendeiner Form in den Entwicklungsprozess 
miteingebunden werden, jedoch darf nicht vergessen werden, dass der Prozess um so 
länger dauert je demokratischer er angelegt ist. Auch RegionalpolitikerInnen und informelle 
Meinungsbildner sind zu identifizieren und in den Informationsprozess miteinzubeziehen (U. 
Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009). Die 
Miteinbeziehung der Öffentlichkeit ist deswegen wichtig, weil die wahrgenommenen 
Probleme und Prioritäten der Bevölkerung häufig nicht durch statistische oder sonstige 
Messmethoden zu erfassen sind (McArthur, 2002, S. 60). Der Öffentlichkeit muss 
kommuniziert werden, dass es nicht Plan ist, einige kurzfristige Einzelaktionen 
durchzuführen, sondern dass ein längerfristiger und nachhaltiger Prozess läuft. Die 
Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen Politik, Verwaltung, NGOs und Bevölkerung 
sollte daher besonders gestärkt werden. Es könnte zum Beispiel eine aktivierende 
Forschung zur Erhebung des Stimmungsbildes durchgeführt werden (C. Pilz, CEHAPE 
Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). Für den Erstentwurf sollte die Meinung 
der Bevölkerung eingeholt werden, jedoch ohne Zwang diese Meinung unbedingt einarbeiten 
zu müssen (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009). 

 

Als förderlich  werden Feedbackschleifen zwischen der Öffentlichkeit und Politik gesehen. 
Das Bewusstsein in der Bevölkerung kann dadurch gehoben werden (H.-W. Breuer, APUG 
NRW, Telefoninterview am 6. Februar 2009). Für eine ausreichende Sicherstellung der 
Ressourcen für die Kommunikation über Medien und Internet soll unbedingt Sorge getragen 
werden (Sektion Gesundheit und Umwelt – BAG, 2007, S. 7).  

 

4.2.2.6  Sicherstellung der Umsetzung des Aktionsplans  

Im APUG NRW gibt es pro Jahr ein fixes Budget für die Arbeitsstruktur des APUG innerhalb 
des Ministeriums. Themen, die in den Unterarbeitsgruppen vorgeschlagen werden, werden 
jährlich in der Steuergruppe, je nach verfügbaren Mitteln, Problemlagen, Arbeitskapazitäten 
usw. zur Umsetzung beschlossen (H.-W. Breuer, APUG NRW, Telefoninterview am 6. 
Februar 2009). Personen (Arbeitskraft) dürfen als wichtige Ressource nicht aus den Augen 
verloren werden. Personen können sich durch Lobbying um die restlichen Ressourcen, z.B. 
Finanzmittel kümmern (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 
2009). Es sollte ein fixes Budget für die Umsetzung des Plans einkalkuliert werden. Es 
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müssen jedoch auch Zeitressourcen und ExpertInnenwissen für die Umsetzung 
sichergestellt sein (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009).  

 

Als förderlich  werden also gesicherte Ressourcen auf allen Ebenen (Finanzen, Arbeitskraft, 
ExpertInnenwissen) gesehen. Des Weiteren darf nicht vergessen werden, dass der Prozess 
eines multisektoralen Aktionsplans sehr langwierig sein kann, hier darf der Mut nicht 
aufgegeben werden, immer wieder fast von vorne beginnen zu müssen (U. Ulrich-Vöktling, 
APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009).  

 

Hinderlich  hingegen sind Finanzierungsprobleme und Budgetnot (C. Pilz, CEHAPE 
Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). Aber nicht nur Probleme auf der 
finanziellen Ebene, sondern auch Streichungen auf der personellen Ebene können den 
Umsetzungsprozess empfindlich stören (U. Ulrich-Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview 
am 25. Februar 2009).  

 

4.2.2.7  Sicherstellung von Monitoring und Nachhaltigkeit  

Evaluation ist der einzige Weg die Benefits eines multisekotral angelegten Aktionsplans 
sichtbar zu machen (McArthur, 2002, S. 74). Die Erfahrungen mit dem Aktionsplan sollten 
auf diese Weise unter anderem verfügbar gemacht werden, sowie die Effektivität der 
Maßnahmen optimiert werden (McArthur, 2002, S. 75). Als besonders wichtig wird von den 
InterviewpartnerInnen die Prozessevaluation in der Umsetzungsphase gesehen (U. Ulrich-
Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009; C. Pilz, CEHAPE 
Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009). Schon zu Beginn muss auch überlegt 
werden, mit welchen Indikatoren welche Outcomes gemessen werden können (U. Ulrich-
Vöktling, APUG Schweiz, Telefoninterview am 25. Februar 2009). Qualitative Ergebnisse 
scheinen daher sehr wichtig zu sein, jedoch werden zur Legitimierung von Maßnahmen auch 
quantitative Daten benötigt. Wichtig ist aber vor allem die Überprüfung der Nachhaltigkeit 
des Prozesses (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Telefoninterview am 9. Februar 2009).  

 

Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse aus den ExpertInnen-Interviews und der 
Literaturrecherche zum Prozess der Erstellung des Aktionsplans tabellarisch dargestellt. 
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Zusammenfassung der Ergebnisse der Literaturrecherc he und ExpertInneninterviews 

zum Prozess der Erstellung eines Aktionsplans  

 
Beteiligte Personen / 

Strukturen 
Zeitraum 

Zielsetzung, 
Interessen 

Politische 
Unterstützung 

Information / 
Beteiligung 

der 
Öffentlichkeit 

Sicher-
stellung der 
Umsetzung 

Monitoring, 
Nach-

haltigkeit 

Relevante 
Punkte  

�  Politik  
�  Verwaltung 
�  Behörden auf allen 

Ebenen  
�  Nichtstaatliche 

Organe  
�  Interessensgruppen 
�  Medien  
�  Forschung  
�  Justiz  
�  Unternehmen  
�  NGOs frühzeitig 

einbinden (Vertretung 
der Öffentlichkeit) 

�  Federführung in einem 
Ministerium  

�  Steuergruppe mit allen 
beteiligten Ministerien 
oder Koordinations-
gruppe 

�  Breite Einbindung von 
AkteurInnen  

�  8 – 9 Monate für die 
Entwicklung von 
Maßnahmen in der 
Rohfassung 

�  Beteiligungs- und 
Konsultations-
prozesse verlängern 
den Zeitraum  

�  Bottom-up-Ansatz ist 
ressourcen- und 
zeitaufwändiger 

�  Vor der Erstellung soll 
Klarheit über Zweck 
und Zielsetzung 
herrschen  

�  Doppelstrukturen 
vermeiden  

�  Alle Beteiligten sollen 
sich einig über die 
Ziele sein  

�  Für gegensätzliche 
Ziele Kompromisse 
finden 

�  Ziele nicht nur auf der 
Sachebene, auch auf 
der Ebene der 
intersektoralen 
Zusammenarbeit 
definieren  

�  Aufgeschlossenheit 
und gegenseitiges 
Verständnis der 
PartnerInnen  

�  Politische Legitimation 
möglichst hoch 
ansetzen  

�  Auftrag der Regierung 
ist wünschenswert  

�  Sicherstellung der 
Motivation für den 
Aktionsplan und der 
benötigten 
Ressourcen  

�  Netzwerkarbeit und 
Lobbying als wichtige 
Bereiche im 
Aktionsplan  

�  Wechsel einer Person 
kann Aktionsplan 
empfindlich 
beeinflussen  

�  Persönliche 
Bekanntschaft mit 
Schlüsselpersonen  

�  Frühzeitige 
Partizipation 
und 
Information 
der 
Öffentlichkeit  

�  Fixes Budget 
für Arbeits-
struktur u/o 
gesamten 
Aktionsplan  

�  Arbeitskraf
t  

�  Zeit-
ressourcen  

�  Wissens-
ressourcen 

�  Finanz-
ressourcen  

�  Sichtbar-
machen von 
Benefits  

�  Prozess-
evaluation 
besonders 
wichtig  

�  Indikatoren 
zur 
Outcome-
Messung 
frühzeitig 
überlegen  

�  Überprüfung 
der Nach-
haltigkeit des 
Prozesses  
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Förder-
liche 

Faktoren  

�  Federführung an einer 
Stelle  

�  Unterarbeitsgruppen 
unter definierter 
Leitung 

�  Koordinierende Stelle  
�  Genau festgelegte 

Rollen und Funktionen  
�  Genügend Zeit für den 

Prozess der 
Zusammenarbeit  

�  Überzeugung zur 
Zusammenarbeit 
gegeben  

 

�  Einigkeit über die 
Zielsetzung des 
Aktionsplans  

�  Kompromisse finden  

�  Überzeugung auf 
höchster politischer 
Ebene  

�  Unterstützung auf 
Ebene der Sachpolitik  

�  Unterstützung zur 
Sicherung der 
Ressourcen  

�  Feedback-
schleifen 
zwischen 
Öffentlichkeit 
und Politik  

�  Ausreichend 
Ressourcen 
für 
Kommuni-
kation  

�  Gesicherte 
Ressourcen 
auf allen 
Ebenen  

�  Bewusstsein
dass 
Aktionsplan 
ein 
langwieriger 
Prozess ist  

 

Hinder-
liche 

Faktoren  

�  Intransparenter Ablauf 
des Prozesses  

�  Verfolgung von 
Einzelinteressen ohne 
Absprache  

�  Schlechte od. 
fehlende Koordination  

�  Benefit wird von den 
Partnern nicht 
gesehen  

�  Menschen, die 
ideologisch gegen den 
Aktionsplan arbeiten  

�  Zeitdruck     

�  Finanzierung
sprobleme  

�  Budgetnot  
�  Streich-

ungen auf 
personeller 
Ebene  

 

Tabelle 1: Zusammenfassung der Ergebnisse der Liter aturrecherche und ExpertInneninterviews zum Prozess  der Erstellung eines Aktionsplan
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4.2.3 Für den KAP relevante nationale und regionale  Dokumente  

Zusätzlich wurden für den KAP relevante und zu berücksichtigende Dokumente auf 
nationaler, wie auch auf Landesebene recherchiert und durch die Steuergruppe weiters 
ergänzt.  

 

Österreichebene  

�  Kinder-Umwelt-Gesundheits-Aktionsplan (CEHAPE) Österreich: Siehe oben.  

�  Masterplan Radfahren: Siehe oben.  

�  Österreichisches Verkehrssicherheitsprogramm 2002 – 2010 (BM für Verkehr, Innovation 
und Technologie, 2003): Das Programm wurde vom Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie entwickelt. Es beinhaltet vier Handlungsfelder, in denen 
gearbeitet wird:  

- Handlungsfeld Mensch 

- Handlungsfeld Infrastruktur  

- Handlungsfeld Fahrzeugtechnik 

- Handlungsfeld verkehrspolitische und rechtliche Rahmenbedingungen 

�  Leitfaden Radverkehrsförderung (Lebensministerium, 2008): Der Leitfaden zeigt 
Gestaltungsmöglichkeiten für den Radverkehr auf und informiert über umgesetzte 
Praxisbeispiele zur Radverkehrsförderung (S. 6).  

 

Kärntenebene  

�  Gesundheitsziele Kärnten: befinden sich zur Zeit noch in der Phase der Fertigstellung.  

�  Aktionsplan Umgebungslärm: befindet sich zur Zeit in der Phase der Fertigstellung. 
Ansprechpartner ist DI Dr. Helmut Hadolt, Abt. 7 des Amtes der Kärntner 
Landesregierung (Umweltschutz an Verkehrswegen).  

�  Barrierefreies Bauen (Eder, 2006): Die Broschüre gibt Auskunft über die Anforderungen 
von barrierefreiem Bauen in verschiedenen Bereichen:  

- Planungsanforderungen  

- Öffentlicher Bereich: Straßen, Wege, Plätze, Wohnumfeld  

- Anpassbarer Wohnbau 

- Gebäudeerschließung  

- Wohnung  

�  Kärntner Frauengesundheitsprogramm (Buchinger & Gschwandtner, 2006): Das 
Frauengesundheitsprogramm zeigt Maßnahmen für die Frauengesundheit in 
verschiedenen Lebensphasen, bei besonderen Bedürfnissen oder Beeinträchtigungen 
auf, greift aber auch den Tourismus als Arbeitsplatz für Frauen und auch 
Querschnittsthemen, unter anderem regionale Besonderheiten, frauengerechte 
Information und Sprache etc. auf.  
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�  Frauen und Männer unterwegs (Damyanovic, Müller & Schneider, 2005): Die Broschüre 
zeigt auf:  

- Rechtliche Rahmenbedingungen zur Umsetzung von Gender Mainstreaming 
in der Planung  

- Gendersensible Planungsprozesse in der Gemeindeplanung  

- Beispielhafte Maßnahmen und Umsetzungen in der Gemeindeplanung und 
Wegenetzplanung (S. 3).  

�  Weißbuch Tourismus Kärnten (OGM, 2005): Es wurde eine Strategie für die 
Tourismusentwicklung in Kärnten für zehn Jahre entwickelt. Im Bereich Verkehr und 
Tourismus wird hier z.B. auf die Nachfrage nach „Urlaub vom Auto“ hingewiesen, 
wodurch eine Weiterentwicklung des öffentlichen Verkehrs gefordert wird (OGM, 2005, S. 
53). Außerdem sind Wandern und Radfahren wichtige Aktivitäten während eines 
Kärntenurlaubs und die Nachfrage nach Radurlauben ist weiter steigend (OGM, 2005, S. 
188 u. S. 203).  

�  Nachhaltiges Bauen (Obernosterer, Hofer, Jäger & Merl, 2006): Die Broschüre zeigt die 
Möglichkeiten für nachhaltiges Bauen auf. In diesem Zusammenhang wird auch die 
Verbindung zu Verkehr und Verkehrsplanung thematisiert (S. 50).  

�  Radland Kärnten (Raderlebnis Kärnten, o.D.): Die Website unterstützt den Radtourismus 
in Kärnten mit diversem Prospektmaterial, Kartenmaterial, Pauschalangeboten etc.  

�  Lebensland Kärnten (Lebensland Kärnten, 2008): Das Projekt Lebensland Kärnten hat 
das Ziel die Infrastruktur für die aufkommende Elektromobilität zu schaffen.  

�  Gesundheitsland Kärnten (Gesundheitsland Kärnten, 2006): Der Verein bündelt die 
gesundheitsfördernden Aktivitäten und Ressourcen in Kärnten. Ziel ist die Förderung, 
Verbesserung und Erhaltung der Gesundheit der KärntnerInnen durch Vorsorge und 
Prävention. Der Verein agiert in enger Zusammenarbeit mit der Abteilung 12 
Sanitätswessen des Amtes der Kärntner Landesregierung.  

 

4.3 Brainstorming  
Nach einer ersten individuellen Brainstorming-Runde wurden die gesammelten Themen und 
Probleme in der Großgruppe inhaltlich in folgende Bereiche gegliedert (siehe Tab. 2):  

�  Bauen und Planen  

�  Sicherheit  

�  Öffentlicher Verkehr  

�  Luft & Lärm  

�  Zielgruppen  

�  Bewusstsein  

 

Diese inhaltlichen Bereiche wurden in drei Gruppen gegliedert, aus denen im Rahmen eines 
World-Cafe wiederum jeweils drei Unterthemen anhand der Kategorien „Wichtigkeit für 
Gesundheit / Mobilität“ und „Umsetzbarkeit“ priorisiert wurden. Bei der World-Cafe-Methode 
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moderierte jeweils eine Person ein Thema, während die anderen TeilnehmerInnen in 
Kleingruppen zu jedem Thema kamen und zehn Minuten Zeit hatten, über prioritäre 
Unterthemen zu diskutieren und die Diskussionsergebnisse der anderen Gruppen dadurch 
zu ergänzen. Die drei inhaltlichen Bereiche , die diskutiert wurden, waren (siehe Tab. 2):  

�  Bewusstsein, Zielgruppen  

�  Sicherheit, öffentlicher Verkehr, Lärm & Luft  

�  Bauen und Planen  

 

Die priorisierten Themen aus den drei inhaltlichen Bere ichen  waren (siehe Tab. 2):  

�  Bauen und Planen  

- Radfahren und Gehen  

- Gesundheitsfolgen und –kosten  

- Emissionssenkung  

- Grundprinzipien beim Bauen und Planen (barrierefrei, ökologisch, nachhaltig, 
sozial gerecht, Beteiligung der Betroffenen)  

- Raumplanung  

�  Sicherheit, Öffentlicher Verkehr, Lärm & Luft  

- Unfallverhütung im Verkehr  

- Attraktivität des öffentlichen Verkehrs  

- Lärmschutz  

�  Bewusstsein, Zielgruppen  

- Attraktivität für das Thema Gesundheit und Mobilität  

- Zielgruppen Kinder, Jugendliche, Eltern / MultiplikatorInnen, Ältere  

- Kultur  

- Bewusstseinsbildung  

 

Diese Unterthemen  wurden im Gesamten nochmals priorisiert :  

�  Kultur (5 Punkte)  

�  Attraktivität für das Thema (2 Punkte)  

�  Lärmschutz (1 Punkt) 

�  Grundprinzipien bei Bauen und Planen (1 Punkt)  

�  Gesundheitsfolgen und –kosten (1 Punkt)  
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Wichtigkeit für  
Thema  

Gesundheit  Mobilität  
Kommentare Umsetzbarkeit  Kommentare  

Bauen und Planen  
Radfahren und 

Gehen  
+ +   + 

Kosten / 
Wirtschaftlichkeit 

Gesundheitsfolgen 
und -kosten + ~   + Pilot  

Emissionssenkung  + ~ 
Behinderung der 

Mobilität + Fahrwege vermeiden  

+ + Barrierefrei  +   

+ ~ 
Ökologisch und 

nachhaltig  
+ Förderungen  

+ ~ 
Beteiligung der 

Betroffenen 
+/~   

Grundprinzipien  

+ + Sozial gerecht  ~   
Einfluss auf Flächen-
widmung schwierig  
Bereits vorhandene 

Strukturen  
Raumplanung  + +   ~ 

Gesetzgebung als 
Hebel  

Sicherheit, öffentlicher Verkehr, Lärm & Luft  

Unfallverhütung  
im Verkehr  

+ + 
Zielgruppen: 

Kinder, Jugend, 
SeniorInnen 

+   

Attraktivität des 
öffentl. Verkehrs  

+ +   ~ 
Auto Statussymbol, 

Kultur, Normen  

Lärmschutz  + neutral  
Zielgruppen-

abhängig  
~ 

Maßnahmen-
abhängig  

Bewusstseinsbildung, Zielgruppen  

Attraktivität Thema 
„Gesundheit & 

Mobilität“  
+ + 

Wichtig für 
Umsetzbarkeit  

+ 
Voraussetzung für 

Umsetzbarkeit  

Änderung der Kultur 
schrittweise über 
andere Themen  Kultur  + + 

Andere Themen 
können mit-

transportiert werden  
+ 

Begriff „Kultur“ genau 
erläutern  

Grundlegende 
Verhaltensmuster 

für Kindheit  

Kinder / 
MultiplikatorInnen  Zielgruppe  

Kinder und Eltern  + + 
Bewegungs-

förderung  

+ 
Kinder beteiligen  

(nicht unterschätzen) 
Jugendliche 

brauchen Mobilität  Zielgruppe 
Jugendliche  

+ + 
Weniger Unfälle  

+   

Weniger Unfälle  
Zielgruppe  

Ältere  + ~ Mobilitäts-
möglichkeiten  

+ 
Über öffentlichen 

Verkehr  

Besonders Entsch-
eidungsträgerInnen  Bewusstseins-

bildung  + + 
Stellenwert des 
öffentl. Verkehrs  + 

Bei AutofahrerInnen  
 

Tabelle 2: Ergebnisse der Brainstorming-Runde 
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Andere Aktionspläne setzen meist bei den Expositionen (siehe DPSEEA-Wirkmodell) an, um 
Handlungsfelder zu bearbeiten. Diese Handlungsfelder stehen somit nach dem DPSEEA-
Modell in Zusammenhang mit den anderen Einflussfaktoren, welche daher zwangsläufig 
mitbehandelt werden müssen, um Ergebnisse bei den Expositionen erzielen zu können. Für 
Kärnten ergeben sich, wie in Tabelle 3 ersichtlich wird, aus dem Brainstorming anhand der 
Zuordnung zum Wirkmodell folgende Handlungsfelder, welche bearbeitet werden könnten:  

�  Unfälle, Sicherheit  

�  Lärm & Luft  

�  Bewegung  

 

Zuordnung der Ergebnisse aus der Brainstorming-Rund e 
zum DEPSEEA-Modell  

Gesellschaftliche Grundkräfte  Entwicklungsdynamik 
(Driving Forces)   - Kultur 

(  
Handlungsentscheidungen und 
Investitionen in Lebensbereichen 

 - Bauen und Planen  

 - Gesundheitsfolgen und –kosten  

 - Grundprinzipien (barrierefrei,  
              ökologisch, nachhaltig, sozial       

   gerecht)  

Protektion & Druck 
(Pressure)  

 - Attraktivität für das Thema   
   Mobilität und Gesundheit 

(  
Soziale Ressourcen und 
Belastungssituationen; Regeln, 
Brauchtum, Gepflogenheiten 

 - Bewusstsein  

 - Sicherheit 

 - Unfallverhütung im Verkehr (vor  
   allem bei Kindern, Jugendlichen, 
   SeniorInnen) 

Umweltzustand - 
Soziale Umwelt  

(State)  

 - Bewusstseinsbildung in der  
   Bevölkerung 

  
Physische Ressourcen als 
Lebensgrundlagen sowie Noxen als 
Risikoquellen 

 - Öffentlicher Verkehr 

 - Attraktivität des öffentlichen  
   Verkehrs 
 - Sicherheit 

 - Mobilitätsketten (ÖV, PendlerInnen) 

 - Emissionssenkung 

Umweltzustand - 
Physische Umwelt  

(State)  

 - Lärmschutz 

(  

Zielgruppen als 
Querschnittsthema �

�
Beteiligung der 

Betroffenen: 
 

Kinder 
Eltern 

Jugendliche 
Ältere�
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Protektive und belastende Expositionen 

 - Sicherheit 

 - Luft und Lärm 
Expositionen  

(Exposure)  

 - Radfahren & Gehen 

(  

Gesundheitliche 
Wirkungen  

(Effects)  

Physische und psychische Gesundheit, 
Wohlbefinden, Verletzungen 

��
 
Tabelle 3: Zuordnung der Ergebnisse aus der Brainsto rming-Runde zum DPSEEA-Modell  
Quelle: Basierend auf R. Fehr, H. Neus & U. Heudorf, (2005), Gesundheit und Umwelt, Bern: Hans Huber, S. 16, 
S. 17 und S. 83  

 

4.4 Priorisierung der möglichen  Handlungsfelder  
Für die Priorisierung der Handlungsfelder wurde ein Bewertungsraster entwickelt. Die Public 
Health Relevanz wurde auf Grund der vorliegenden Daten bewertet. Akzeptanz und 
Ressourcennutzung wurde durch die Steuerungsgruppe bewertet. 

 

4.4.1 Bewertungsraster 

Public Health Relevanz und Epidemiologie : hier wird bewertet, wie hoch die aktuelle und 
zukünftige Krankheitslast in der Kärntner Bevölkerung ist bzw. sein wird. Diese Bewertung 
beruht auf den vorliegenden (zum Teil mangelhaften) Daten. Hierzu wurden ein 
Bundesländervergleich und die zeitliche Entwicklung, soweit möglich, herangezogen. 

Ressourcennutzung : Bei diesem Kriterium geht es vor allem darum, zu bewerten, in wie 
weit die Ziele der involvierten Abteilungen, die vorhandenen Ressourcen sowie die fachliche 
Expertise in Kärnten eine Umsetzung eines Aktionsplans unterstützen.  

Akzeptanz : Liegt eine hohe Akzeptanz des Themas in der Bevölkerung, in der Politik und 
bei relevanten EntscheidungsträgerInnen in Kärnten vor?  

 

Bewertungsraster 

  
Public Health und 

Epidemiologie Ressourcennutzung  Akzeptanz 

Bewegung  + + + 

Sicherheit 
und Unfälle  + ~ ~ 

Luft und Lärm  ~ ~ - 
Tabelle 4 Bewertungsraster für die Priorisierung der  Handlungsfelder 
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Public Health und Epidemiologie (ausgehend von der Tabelle unter Punkt 2. 
Zusammenfassung Public Health und Epidemiologie): 
+  Die Mehrzahl der Indikatoren weist eine hohe Public Health Relevanz auf. 
~  Die Mehrzahl der Indikatoren weist eine mittlere Public Health Relevanz auf.  
 -  Die Mehrzahl der Indikatoren weist eine niedrige Public Health Relevanz auf. 
 
Ressourcennutzung: 
+  Es kann bereits gut auf bestehende Ressourcen (fachlich und/oder materiell) aufgebaut 

werden. 
~  Ressourcen (fachlich und/oder materiell) sind in Ansätzen vorhanden, die Umsetzung des 

Aktionsplans würde allerdings einen signifikanten Aufbau der Ressourcen benötigen.  
 -  Es sind kaum Ressourcen (fachlich und/oder materiell) vorhanden und der Aufbau wird als 

sehr schwierig eingeschätzt. 
 
Akzeptanz: 
+ Hohe Akzeptanz des Themas in der Bevölkerung, in der Politik und bei relevanten 

EntscheidungsträgerInnen in Kärnten ist gegeben. 
~ Mittlere Akzeptanz des Themas in der Bevölkerung, in der Politik und bei relevanten 

EntscheidungsträgerInnen in Kärnten ist gegeben. 
 - Keine Akzeptanz des Themas in der Bevölkerung, in der Politik und bei relevanten  

EntscheidungsträgerInnen in Kärnten ist gegeben. 

 

In der Steuergruppensitzung am 14. April 2009 wurde basierend auf der oben stehenden 
Bewertung entschieden, dass das Handlungsfeld „Bewegung“ im KAP  bearbeitet werden 
soll. 

 

4.4.2 Zusammenfassung Public Health und Epidemiolog ie 

Im Folgenden sind die einzelnen Indikatoren dargestellt, sofern dies aufgrund der 
Datenverfügbarkeit möglich war, wurden ein zeitlicher Trend sowie ein 
Bundesländervergleich dargestellt. 

 

Der Anteil jener Personen, die sich ausreichend bewegen, ist zwar in Kärnten im 
Österreichvergleich hoch, dennoch weisen folgende Daten auf eine hohe Public Health 
Relevanz dieses Themas hin:  

�  Der Anteil der Personen mit Adipositas und Übergewicht steigt.  

�  In Kärnten wird im Vergleich zu den anderen österreichischen Bundesländern der größte 
Anteil der Wege in Form des motorisierten Individualverkehrs zurückgelegt. 

�  Der Trend zum motorisierten Individualverkehr wird sich voraussichtlich weiter fortsetzen.  

 

Das Thema Sicherheit und Unfälle ist ebenfalls für die Gesundheit der KärntnerInnen von 
besonderer Bedeutung, da Kärnten hohe Sterblichkeitsraten und hohe Unfallsraten im 
Vergleich zu Österreich aufweist, wobei gesagt werden muss, dass hierbei eher ein 
Abwärtstrend zu beobachten ist.  
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Über die Gesundheitsbelastung der KärntnerInnen aufgrund von Luftverschmutzung liegen 
keine geeigneten Daten vor, um die Public Health Relevanz abzuschätzen. Der Anteil der 
Personen, die sich durch Lärm gestört fühlen, ist allerdings in Kärnten höher als im 
österreichischen Durchschnitt.  

 

Die drei Themenbereiche können nicht vollständig unabhängig voneinander betrachtet 
werden. Zum Beispiel kann eine Steigerung der im Verkehr körperlich aktiven Menschen 
Implikationen hinsichtlich der Verkehrsunfälle und sowie der Luft- und Lärmbelastung haben 
(WHO, 2000, S. 18, S. 11).  

 

4.4.2.1  Public Health und Epidemiologie 

4.4.2.1.1 Bewegung 

Anteil der Bevölkerung, der 2006/2007 angibt, sich ausreichend zu bewegen (nach 
Bundesländern) 

 

Datenquelle: Statistik Austria - Gesundheitsbefragung 2006/2007; Wieseneder, Auer, Grasser (2009). Kärntner 

Gesundheitsbericht, Tabelle 5.1; eigene Berechnung und Darstellung. 

 

JedeR zweite KärntnerIn gibt an sich ausreichend zu bewegen. Dadurch ist der Anteil der 
KärntnerInnen größer als jener der ÖsterreicherInnen, die angeben, sich ausreichend zu 
bewegen. Kärnten liegt somit nach Salzburg, der Steiermark und dem Burgenland an 6. 
Stelle in der Bundesländerreihung. Der hohe Anteil an körperlich ausreichend aktiven 
Menschen in Kärnten ist mit großer Vorsicht zu interpretieren, da das selbst berichtete 
Bewegungsniveau häufig überschätzt wird. Es muss davon ausgegangen werden, dass 
lediglich 26% der ÖsterreicherInnen ausreichend aktiv sind (Sjöström Oja, Hagströmer, 
Smith & Baumann, 2006, o.S.) 
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Modal Split 1995 (werktäglicher Personennormalverke hr) nach Bundesländer 

Modal Split 1995 nach Bundesländer (werktäglicher N ormalverkehr)

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Österreich

Burgenland

Kärnten

Niederösterreich

Oberösterreich

Salzburg

Tirol

Vorarlberg

Wien

Fuß Rad MIV-LenkerIn MIV-MitfahrerIn ÖV

Österreich: Anteil Fuß und Rad = 32%

Datenquelle: Herry, M., Sedlacek, N. & Steinacher, I. (2007). Verkehr in Zahlen. Österreich. Wien: 

Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, S. 98 (Für die Steiermark fehlen die Angaben im 

Bericht), eigene Darstellung. 

MIV: Motorisierter Individualverkehr 

ÖV: Öffentliche Verkehrsmittel 

 

Zur Zeit der vorliegenden Auswertung wird in Kärnten der Modalsplit neuerlich erhoben. Die 
Daten stehen jedoch noch nicht zur Verfügung (Telefonat mit Hr. DI Schnuschnig, März 
2009). Daher wurde auf die zur Zeit aktuellsten Daten aus dem Jahr 1995 zurückgegriffen. 

JedeR vierte KärntnerIn (24%) gab 1995 an, sich hauptsächlich zu Fuß zu bewegen, weitere 
6% gaben das Rad als Hauptverkehrsmittel an. Rund 11% verwendeten hauptsächlich 
Öffentliche Verkehrsmittel, der Rest (59%) ist dem motorisierten Individualverkehr (MIV) 
(Auto, Motorrad, etc.) zuzuordnen. Der MIV-Anteil war im Jahr 1995 der Höchste im 
Vergleich zu den anderen Bundesländern. Alle anderen Fortbewegungsarten hatten im 
Vergleich zu den anderen Bundesländern die niedrigsten Anteile. Nur in Wien gaben weniger 
Personen an, mit dem Fahrrad unterwegs zu sein. Für Kärnten liegen derzeit noch keine 
neueren Werte vor, betrachtet man jedoch Entwicklungen in anderen Bundesländern (vgl. 
Herry, M., Sedlacek, N. & Steinacher, I., 2007, S. 98), so ist ein Trend hin zu einem 
steigenden MIV-Anteil und einem sinkenden Anteil an FussgängerInnen und RadfahrerInnen 
zu bemerken.  
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Anteil der Bevölkerung mit Übergewicht und Adiposit as (Body Mass Index = BMI > 25) nach 
Bundesländer 

Anteil der Bevölkerung mit Übergewicht und Adiposit as im Jahr 2006/2007
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Datenquelle: Statistik Austria - Gesundheitsbefragung 2006/2007; Wieseneder, Auer, Grasser (2009). Kärntner 

Gesundheitsbericht, Tabelle 5.3; eigene Berechnung und Darstellung. 

 

Der Anteil an Personen mit Übergewicht und Adipositas ist in Kärnten im Jahr 2006/2007 
nach Eigenangaben etwas geringer (48%) als im österreichischen Durchschnitt (50%). Im 
Bundesländervergleich liegt Kärnten an fünfter Stelle. Ein Vergleich mit Daten aus dem Jahr 
1999 deutet auf einen Anstieg der Personen mit Adipositas und Übergewicht in Kärnten hin. 
1999 hatten 46% einen BMI über 25 (Statistik Austria, 23.07.2008) 
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4.4.2.1.2 Sicherheit und Unfälle 

Rohe Sterblichkeitsrate 2007 pro 100.000 EinwohnerI nnen aufgrund von Verkehrsunfällen nach 
Bundesländer sowie im zeitlichen Verlauf (ICD10: V0 1 - V99) für Kärnten 

Rohe Sterblichkeitsrate pro 100.000 EinwohnerInnen im Jahr 2007 aufgrund von 
Verkehrsunfällen nach Bundesländer
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Datenquelle: Statistik Austria; eigene Berechnung auf Grund der Jahresdurchschnittsbevölkerung des jeweiligen 

Bundeslandes bzw. Gesamtösterreich, eigene Darstellung. 

 

 

Rohe Sterblichkeitsrate pro 100.000 KärntnerInnen a ufgrund von Verkehrsunfällen von 
1995 bis 2007
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Datenquelle: Statistik Austria; eigene Berechnung auf Grund der Jahresdurchschnittsbevölkerung des jeweiligen 

Jahres, eigene Darstellung. 
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Da es sich um Daten aus jeweils einem einzigen Jahr handelt, sind diese Daten mit Vorsicht 
zu interpretieren. Als Momentaufnahme können sie jedoch Muster zeigen. Die rohe 
Sterblichkeitsrate pro 100.000 Personen war 2007 in Kärnten höher als in Gesamtösterreich, 
sie war jedoch niedriger als im Burgenland sowie in Nieder- und Oberösterreich, womit 
Kärnten im Bundesländervergleich an vierter Stelle lag. Betrachtet man die Sterblichkeit auf 
Grund von Verkehrsunfällen in Kärnten über einen längeren Zeitraum, so lag diese bis auf 
wenige Ausnahmen in den Jahren seit 1990 immer über dem österreichischen Durchschnitt 
(Statistik Austria, 15.12.2008; Berechnung auf Grund der jeweiligen 
Jahresdurchschnittsbevölkerung des jeweiligen Bundeslandes, Statistik Austria, 17.07.2008) 
Seit 1995 ist ein Rückgang der Sterblichkeit aufgrund von Verkehrsunfällen zu beobachten. 
Die Zahl hat sich seither fast halbiert (von 15 Sterbefälle pro 100.000 EinwohnerInnen auf 9 
Sterbefälle pro 100.000 EinwohnerInnen). 

 

 

 

Altersstandardisierte Sterblichkeitsrate 2007 pro 1 00.000 EinwohnerInnen aufgrund von 
Verkehrsunfällen nach Bundesländer sowie im zeitlic hen Verlauf (ICD10: V01 - V99) für Kärnten 

Altersstandardisierte Sterblichkeitsrate pro 100.00 0 EinwohnerInnen im Jahr 2007 
aufgrund von Verkehrsunfällen nach Bundesländer
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Datenquelle: Statistik Austria; eigene Darstellung 
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Altersstandardisierte Sterblichkeitsrate pro 100.00 0 KärntnerInnen aufgrund von 
Verkehrsunfällen von 1995 bis 2007
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Datenquelle: Statistik Austria; eigene Darstellung 

 

Bei den altersstandardisierten Daten gilt das Selbe wie bei der rohen Sterblichkeitsrate: Da 
es sich um Daten aus jeweils einem einzigem Jahr handelt, sind diese Daten mit Vorsicht zu 
interpretieren. Als Momentaufnahme können sie jedoch Muster zeigen. Auch hier zeigt sich, 
dass die altersstandardisierte Sterblichkeitsrate pro 100.000 Personen 2007 in Kärnten 
höher als in Gesamtösterreich war, sie war jedoch niedriger als im Burgenland, in Salzburg 
sowie in Nieder- und Oberösterreich, hier liegt Kärnten im Bundesländervergleich an fünfter 
Stelle. Beim Vergleich der altersstandardisierten Sterblichkeitsrate auf Grund von 
Verkehrsunfällen in Kärnten mit der österreichischen Rate, so zeigt sich, dass seit 1990 die 
Sterblichkeitsrate in Kärnten in der Regel über jener in Österreich lag. Seit 1995 ist wie bei 
der rohen Sterblichkeitsrate auch bei der altersstandardisierten Sterblichkeit ein Rückgang 
aufgrund von Verkehrsunfällen zu beobachten (von 14 Sterbefällen pro 100.000 
EinwohnerInnen auf 9 Sterbefälle pro 100.000 EinwohnerInnen) (Statistik Austria, 
15.12.2008). 
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Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden pro 100. 000 EinwohnerInnen  im Jahr 2007 nach 
Bundesländer sowie im zeitlichen Verlauf für Kärnte n 

Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden im Jahr 2007  nach Bundesländer
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Datenquelle: Statistik Austria: (2008). Straßenverkehrsunfälle 2007. Wien: Statistik Austria, S. 50, eigene 

Berechnung auf Grund der Jahresdurchschnittsbevölkerung des jeweiligen Bundeslandes bzw. 

Gesamtösterreich, eigene Darstellung. 

Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden in Kärnt en von 1998 bis 2007
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Datenquelle: Statistik Austria: (2008). Straßenverkehrsunfälle 2007. Wien: Statistik Austria, S. 50; eigene 

Berechnung auf Grund der Jahresdurchschnittsbevölkerung des jeweiligen Jahres; eigene Darstellung. 

 

573 Unfälle mit Personenschaden pro 100.000 EinwohnerInnen waren 2007 in Kärnten zu 
verzeichnen. Damit liegt die Rate über jener Österreichs. Im Bundesländervergleich liegt 
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Kärnten auf Platz vier. Die Zahl der Unfälle mit Personenschaden pro 100.000 
EinwohnerInnen in Kärnten lag im zeitlichen Verlauf seit 1998 immer über jener Österreichs 
(Statistik Austria, 2008, S. 50, Berechnung auf Grund der jeweiligen 
Jahresdurchschnittsbevölkerung des jeweiligen Bundeslandes, Statistik Austria, 17.07.2008). 
Es lässt sich jedoch kein eindeutiger Trend hinsichtlich der Anzahl der Unfälle mit 
Personenschaden im zeitlichen Verlauf in Kärnten feststellen. 

 

4.4.2.1.3 Luft und Lärm 

Jährliche Emissionen für CO 2, PM10, PM2,5, SO2 und NO x im Jahr 2006 nach Bundesländer und 
im zeitlichen Verlauf in Kärnten 

Järhliche Emissionen für CO 2, PM10, PM2,5, SO2 und NO x im Jahr 2006 nach 
Bundesländer
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Datenquelle: Bundesumweltamt. (2008). Bundesländer Luftschadstoff-Inventur 1990–2006. Regionalisierung der 

nationalen Emissionsdaten auf Grundlage von EU-Berichtspflichten. Wien: Umweltbundesamt; eigene 

Darstellung. 
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Datenquelle: Bundesumweltamt. (2008). Bundesländer Luftschadstoff-Inventur 1990–2006. Regionalisierung der 

nationalen Emissionsdaten auf Grundlage von EU-Berichtspflichten. Wien: Umweltbundesamt; eigene Darstellung 

 

Der Bundesländervergleich der jährlichen Emissionen wurde hier der Vollständigkeit wegen 
angeführt, allerdings lassen diese Daten keine Aussagen über den Grad der 
Gesundheitsbelastung in Kärnten zu. 

Im zeitlichen Verlauf ist in Kärnten eine Zunahme der NOx-Emissionen sowie der CO2 
Emissionen zu beobachten, zurückgegangen sind die SO2 Emissionen, während die 
Feinstaub Emissionen sich seit 1990 in etwa auf dem selben Niveau bewegen dürften. 

 

Jährliche Emissionen für CO2, PM10, PM2,5, SO2 und NOx in Kärnten von 1990 bis 2006
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Anteil, der Bevölkerung der sich 2003 vom Lärm gest ört fühlt in Prozent 

Anteil der Bevölkerung, der sich 2003 vom Lärm gest ört fühlt
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Datenquelle: Milota, E. (2003). Umweltbedingungen Umweltverhalten Ergebnisse des Mikrozensus Dezember 

2003. Wien: Statistik Austria, S. 30; eigene Darstellung. 

 

Im Jahr 2008 wurde im Rahmen des Mikrozensus auch erhoben, wie viele Personen sich 
durch Lärm gestört fühlen. Diese Daten werden jedoch erst im April 2009 im Rahmen einer 
Pressekonferenz präsentiert und danach freigegeben (Telefonat mit Fr. Milota, Statistik 
Austria, März 2009). Daher wird hier auf Daten aus dem Jahr 2003 zurückgegriffen. 

 

Etwas mehr KärntnerInnen (30%) als ÖsterreicherInnen (29%) gaben 2003 an, sich durch 
Lärm gestört zu fühlen. Insgesamt liegt Kärnten im Bundesländervergleich an 4.Stelle.  
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5 Empfehlungen für die Entwicklung des KAP 

5.1 Projektstruktur  
Die für die Entwicklung des KAP empfohlene Projektstruktur ist in Abb. 3 ersichtlich. Durch 
die AuftraggeberIn soll eine Koordinationsstelle eingerichtet werden, welche die Entwicklung 
koordiniert. Beschlüsse werden durch den Lenkungsausschuss gefasst, die Erarbeitung der 
Inhalte des KAP erfolgt durch eine Arbeitsgruppe, welche evt. in Unterarbeitsgruppen geteilt 
wird. Die Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit sollte von externen ExpertInnen 
durchgeführt werden, auch die Situationsanalyse für die Entwicklungsphase soll an 
FachexpertInnen vergeben werden. Wichtig ist eine begleitende Prozessevaluation der 
Entwicklungsphase durch ein Evaluationsteam. Im Folgenden finden sich detailliertere 
Beschreibungen der einzelnen Rollen, sowie deren Funktionen und Aufgabengebiete. 
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Abbildung 3: Projektstruktur für die Entwicklung des KAP  
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5.2 Rollen, deren Funktionen und Aufgaben  

5.2.1 Leitung und Auftrag  

Die WHO macht den Gesundheitssektor gemeinsam mit Public Health - ExpertInnen dafür 
verantwortlich, mit anderen Sektoren gemeinsam auf ein Ziel hinzuarbeiten und entstehende 
Interessenskonflikte durch beidseitige Kompromisse auszugleichen (WHO, 1999, S. 205). Im 
Gesundheitsbericht Kärnten 2009 wurde diese Aussage durch den Leiter der Abteilung 12 
Sanitätswesen des Amtes der Kärntner Landesregierung im Rahmen des durchgeführten 
Interviews bestätigt: Das Gesundheitsressort müsse federführend in der Umsetzung von 
multisektoralen Konzepten sein, eine Koordinatorenrolle übernehmen und als Initiator 
fungieren (zitiert nach Wieseneder, Auer & Grasser, 2009, S. 169). Auch nach den 
Ergebnissen aus der Literaturrecherche und den ExpertInneninterviews scheint es 
empfehlenswert zu sein, den KAP mit höchstmöglicher politischer Unterstützung unter 
Federführung einer Abteilung (Gesundheitsabteilung) zu entwickeln.  

Die Funktion  der AuftraggeberIn ist somit die Federführung und Wahrnehmung der 
Gesamtverantwortung über den KAP.  

Die AuftraggeberIn hat folgende Aufgaben  zu erfüllen:  

�  Herbeiführung des Auftrages – wenn möglich der politischen Beschlüsse - für die 
Entwicklungsphase und auch für die Umsetzungsphase.  

�  Einrichtung Koordinationsstelle: Die benötigten Ressourcen sind einzuplanen, Personen 
für die Koordinationsarbeit zu fixieren und vertraglich zu binden.  

�  Auftragsvergabe: Für weitere Verträge (z.B. Evaluation, Kommunikation etc.) sind 
Aufträge zu vergeben, soweit hierfür nicht Budget in der eingerichteten 
Koordinationsstelle zur Verfügung steht. Jedenfalls ist die Auftragsvergabe durch die 
AuftraggeberIn freizugeben.  

�  Ansprechperson für politische Anfragen  

�  Netzwerkarbeit gemeinsam mit Koordinationsstelle  

 

5.2.2 Politisch verantwortliche Personen 

Wie oben bereits erwähnt, ist die Unterstützung der Entwicklung, sowie in weiterer Folge der 
Umsetzung des KAP, auf höchstmöglicher politischer Ebene sicherzustellen. Die politisch 
verantwortlichen Personen (zuständige LandesrätInnen bzw. Landesregierung) fungieren  
daher als essentiell wichtige UnterstützerInnen der Arbeit auf politischer Ebene.  

Als Aufgaben  der politisch Verantwortliche im Rahmen des KAP können gesehen werden:  

�  Netzwerkarbeit 

�  Freigabe der Ressourcen (Budget) sowohl für die Entwicklungsphase, als auch für die 
Umsetzungsphase 
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5.2.3 Lenkungsausschuss  

Durch einen multisektoral angelegten Lenkungsausschuss muss sichergestellt werden, dass 
Entscheidungen gemeinsam, von allen beteiligten Sektoren, getroffen werden und sich so 
alle Beteiligten verantwortlich für die Entwicklung und weiter für die Umsetzung des KAP 
fühlen. Dies könnte auch bedeuten, dass die Finanzierung der Entwicklung und in weiterer 
Folge der Umsetzung des KAP nicht nur aus einer Abteilung kommt. Der 
Lenkungsausschuss für die Entwicklung des KAP soll also aus folgenden VertreterInnen 
bestehen:  

�  AuftraggeberIn: Abteilung 12 Sanitätswesen 

�  Am KAP beteiligte Abteilungen des Amtes der Kärntner Landesregierung: Abteilung 12 
Sanitätswesen, Abteilung 7 Wirtschaftsrecht und Infrastruktur 

�  Koordinationsstelle (Moderation) 

 

Die Funktion  des Lenkungsausschusses ist somit die inhaltliche, strukturelle und 
organisatorische Steuerung des KAP in seiner Entwicklungsphase auf strategischer Ebene.  

Als Aufgaben sind vom Lenkungsausschuss zu erfüllen:  

�  Zielformulierung für den KAP auf visionärer Ebene: die grundlegende Zielrichtung soll der 
Arbeitsgruppe für die detaillierte Arbeit vorgegeben werden  

�  Beschluss der Inhalte des KAP   

�  Netzwerkarbeit  

- auf politischer Ebene 

- auf Verwaltungsebene  

- auf PartnerInnenebene  

- auf ExpertInnenebene  

�  Arbeitsauftrag an die Arbeitsgruppe  

�  Reservierung und Budgetierung von Ressourcen (Finanzen, Human Ressources, Zeit, 
Arbeitsplatz, etc…) 

�  Arbeitsauftrag und Entsendung von qualifizierten Personen aus der Verwaltung in die 
Arbeitsgruppe 

 

5.2.4 Koordinationsstelle  

Eine Koordinationsstelle soll als neutrale Ansprechstelle für alle Beteiligten dienen. Diese 
Koordinationsstelle kann sowohl innerhalb der federführenden Abteilung als auch extern 
eingerichtet werden. Es ist vorteilhaft, wenn die Koordination innerhalb der Abteilung 
eingerichtet wird, da die Nachhaltigkeit der Entwicklung und Umsetzung eines Aktionsplans 
dadurch besser sichergestellt werden kann. Z.B. ist die Koordinationsstelle des APUG NRW 
im Referat für Haushalts- und Querschnittsaufgaben des Ministeriums für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen 
angesiedelt (Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen, 2009). Auch für die Koordination des APUG Schweiz, der 
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ab dem Jahr 2007 nicht weitergeführt wurde, war im Bundesamt für Gesundheit die Sektion 
Gesundheit und Umwelt (G + U) geschaffen worden, während die Erarbeitung des Plans 
unter der Federführung der beiden Bundesämter (Gesundheit und Umwelt) durchgeführt 
wurde (Sektion Gesundheit und Umwelt – BAG, 2007, S. 13). Der Vorteil einer extern 
eingerichteten Stelle ist die besser mögliche Abgrenzung und neutralere Haltung gegenüber 
allen PartnerInnen, wobei die Koordinationsstelle aber immer der AuftraggeberIn 
weisungsgebunden ist, sowie sich auch dem Lenkungsausschuss gegenüber zu 
verantworten hat.  

 

Für den KAP wird in erster Priorität empfohlen aufgrund der höheren Nachhaltigkeit die 
Koordinationsstelle intern einzurichten. In zweiter Priorität kommt eine externe Einrichtung in 
Frage. Es ist außerdem ratsam, die Koordinationsstelle für den KAP mit zwei Personen zu 
besetzen, wobei eine Person mit adäquater Qualifikation die tatsächliche Koordinationsrolle 
ausfüllt und eine weitere Person Administrationsaufgaben erfüllt. Gerade die Administration 
wie Terminkoordination, Raumkoordination, E-Mailverkehr, Telefondienst usw. ist besser 
sichergestellt, wenn die Koordination innerhalb der Abteilung mit der entsprechenden 
Infrastruktur aus der Verwaltung angesiedelt ist. Die Person, die die Koordinationsrolle erfüllt, 
sollte Wissen und Verständnis sowohl aus dem Gesundheits- als auch aus dem 
Mobilitätsbereich mitbringen und als Persönlichkeit geeignet sein, die Rolle auszufüllen, dh. 
sie muss sich der möglichen Interessenskonflikte bewusst sein und als Ansprechperson auf 
allen Ebenen (Politik, Verwaltung, ExpertInnen, Öffentlichkeit etc.) akzeptiert werden. Neben 
dem fachlichen Wissen ist also auch eine methodisch – soziale Kompetenz von großer 
Wichtigkeit (C. Pilz, CEHAPE Österreich, Interview am 9. Februar 2009). Die 
Koordinationsstelle nimmt also eine neutrale Rolle ein und hat inhaltlich keine 
Entscheidungsbefugnis, kann jedoch ihr fachliches Wissen in die Diskussionen einbringen.  

Die Koordinationsstelle erfüllt die Funktion  der operativen Steuerung der 
Entwicklungsarbeiten des KAP.  

Die Aufgaben  der Koordinationsstelle stellen sich wie folgt dar:  

�  Einrichtung Arbeitsplatz  

�  Anleitung der Assistenz  

�  Ansprechperson für  

- AuftraggeberIn 

- AuftragnehmerInnen (Situationsanalyse, Kommunikation, Evaluation) 

- TeilnehmerInnen Arbeitsgruppe  

- ExpertInnenanfragen  

�  Erarbeitung Ausschreibungstexte / Anforderungsprofile für Angebotslegung der  

- Situationsanalyse für die Entwicklungsphase  

- Kommunikation für die Entwicklungsphase (Erarbeitung eines Corporate 
Identity, Netzwerkarbeit, Zeitpläne, Medienarten etc.)  

- Kommunikation für die Umsetzungsphase (Weiterführung des Corporate 
Identity, Netzwerkarbeit, Zeitpläne, Medienarten, etc.)  

- Evaluation für die Entwicklungsphase   
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- Evaluation für die Umsetzungsphase  

�  Erarbeitung des Projekthandbuchs für die Entwicklungsphase  

�  Erarbeitung Berichtvorlagen, Protokollvorlagen, etc. mit Hilfe der Corporate Identity 
(optisch und inhaltlich), welche von den AuftragnehmerInnen sowie 
Arbeitsgruppenmitgliedern verwendet werden  

�  Vorbereitung der Lenkungsausschüsse 

�  Beschlussprotokolle der Lenkungsausschüsse  

�  Terminkoordination, Raumkoordination  

- Lenkungsausschüsse  

- Arbeitsgruppe(n)  

- Netzwerkaktivitäten gemeinsam mit AuftraggeberIn anhand des 
Kommunikationskonzepts (politische EntscheidungsträgerInnen, politische 
Klubs, nicht in die Arbeitsgruppe involvierte NGOs etc…)  

�  Berichtlegung über den KAP   

�  Anschluss an Fachnetzwerke  

�  Moderation der Arbeitsgruppe  

- Erarbeitung Arbeitsgrundlagen für Arbeitsgruppe  

(Anhand der Vorgaben durch Lenkungsausschuss)  

- Erarbeitung der Inhalte des KAP mit der Arbeitsgruppe  

- Protokollierung der erarbeiteten Inhalte  

 

5.2.5 Arbeitsgruppe  

Für die Erarbeitung der Inhalte des KAP soll eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden, die 
anhand des priorisierten Handlungsfelds Bewegung den KAP hinsichtlich Zieldefinitionen, 
Maßnahmen, Zeit- und Ressourcenplänen entwickelt. Innerhalb der Arbeitsgruppe sollen bei 
Bedarf Unterarbeitsgruppen für verschiedene Themen eingerichtet werden. Die 
Arbeitsgruppe soll aus maximal 15 Personen bestehen und wird durch den/die KoordinatorIn 
und deren/dessen MitarbeiterIn moderiert und begleitet. TeilnehmerInnen in der 
Arbeitsgruppe sollen sein:  

�  VertreterInnen der zuständigen Abteilungen 12 und 7 des Amtes der Kärntner 
Landesregierungen. 

�  NGOs aus dem zu bearbeitenden Fachbereich (Gesundheit und Mobilität – speziell 
abgestimmt auf das priorisierte Handlungsfeld „Bewegung“) aus Kärnten  

�  PraktikerInnen aus den zu bearbeitenden Fachbereichen (Gesundheit und Mobilität – 
speziell abgestimmt auf das priorisierte Handlungsfeld „Bewegung“) aus Kärnten (z.B. 
Unternehmen, sonstige Interessensvertretungen)  

�  VertreterInnen aus der kommunalen Verwaltung in Kärnten – evt. aus definierten 
Pilotregionen, aus Gemeindebund, Städtebund, etc.  

�  Wissenschaftliche FachexpertInnen aus dem Bereich Gesundheit (Österreichweit)  
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�  Wissenschaftliche FachexpertInnen aus dem Bereich Mobilität – speziell aus dem 
priorisierten Handlungsfeld „Bewegung“ kommend (Österreichweit)  

 

Die Funktion  der Arbeitsgruppe besteht also in der inhaltlichen Entwicklung des KAP.  

Folgende Aufgaben  sind von der Arbeitsgruppe zu erfüllen:  

�  Erarbeitung Inhalte des KAP (siehe weiter unten, Kapitel 5.3) 

�  MultiplikatorInnenfunktion in den jeweiligen Arbeitsfeldern  

�  Übernahme von Verantwortlichkeiten für die Umsetzungsphase des KAP 

 

5.2.6 Situationsanalyse für die Entwicklung des KAP  

Eine Situationsanalyse zur detaillierten Zieldefinition und Maßnahmenplanung soll dann 
außerhalb der Arbeitsgruppe zur Unterstützung dieser angesiedelt werden. Die 
Situationsanalyse in der Entwicklungsphase soll bereits mit der zukünftigen Evaluation 
hinsichtlich der zu erhebenden Parameter abgestimmt sein.  

Die AuftragnehmerInnen fungieren als externe ExpertInnen für die Situationsanalyse.  

Die Aufgaben  stellen sich folgendermaßen dar:  

�  Angebotslegung für Situationsanalyse  

�  Vorschlagserbringung für Indikatoren  

�  Recherche  

�  Bericht Situationsanalyse  

�  Kontakt zur Koordinationsstelle  

 

5.2.7 Kommunikation in der Entwicklungsphase 

Parallel zur Erarbeitung der Inhalte des KAP durch die Arbeitsgruppe soll durch eine 
professionelle Kommunikation die Information und somit auch die Attraktivierung des 
Themas in der Öffentlichkeit über den KAP bereits in der Entwicklungsphase laufend 
sichergestellt sein.  

Die AuftragnehmerInnen nehmen also die Funktion  der ExpertInnen für Kommunikation und 
Öffentlichkeitsarbeit in der Entwicklung des KAP ein.  

Die Aufgaben  der ExpertInnen sind wie folgt:  

�  Angebotslegung Kommunikationskonzept inkl. Corporate Identity, Netzwerkarbeit für 
Entwicklungsphase  

�  Durchführung der Kommunikation in der Entwicklungsphase des KAP in Abstimmung mit 
der Koordinationsstelle 

�  Vordesignen von Informationen 

�  Netzwerkarbeit 
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5.2.8 Evaluation der Entwicklungsphase  

Schlussendlich soll der Entwicklungsprozess des KAP extern im Rahmen einer 
Prozessevaluation evaluiert werden.  

Die AuftragnehmerInnen fungieren  als ExpertInnen für Evaluation und begleiten den 
Prozess der Entwicklung.  

Sie haben folgende Aufgaben :  

�  Angebotslegung für Evaluationskonzept Entwicklungsphase  

�  Durchführung Prozessevalutation   

�  Berichtlegung  

�  Kontakt zur Koordinationsstelle  

 

5.3 Zu bearbeitende Inhalte der Entwicklungsphase d es 
KAP 

Abbildung 4 zeigt die Vorgangsweise für die Entwicklungsphase des KAP. Zu Beginn der 
Entwicklung des KAP soll der Auftrag zur Entwicklung des Aktionsplans stehen. Im 
Optimalfall soll dies in Form eines politischen Auftrages in der Landesregierung erfolgen, da 
damit das volle Committment der Regierung zum Ausdruck gebracht wird. Sollte dies nicht 
möglich sein, könnte auch ein Auftrag durch die Landesamtsdirektion erfolgen. In der 
Entwicklungsphase soll der KAP anhand des priorisierten Handlungsfelds „Bewegung“ 
hinsichtlich der Ziele, Maßnahmen und benötigten Ressourcen entwickelt werden. Zusätzlich 
soll für die Umsetzungsphase ein Kommunikationskonzept und ein Evaluationskonzept 
erarbeitet werden. Im Rahmen einer Begutachtungsphase hat die Öffentlichkeit die 
Möglichkeit, die Rohfassung des KAP zu kommentieren. Anhand der Endfassung des KAP 
soll ein weiterer (politischer) Auftrag für die Umsetzung des KAP erwirkt werden.  

 

Nicht nur im Rahmen der Umsetzung, auch bereits in der Zeit der Entwicklung, soll eine 
professionelle Kommunikation die Information und Beteiligung der Öffentlichkeit 
sicherstellen. Des Weiteren soll der Entwicklungsprozess durch eine Prozessevaluation 
begleitet werden.  

 



KAP „Mobilität und Gesundheit“  

�

�

� �����������	�

�

�

�

 
Abbildung 4: Vorgangsweise für die Entwicklungsphase  des KAP  
Quelle: In Anlehnung an Fehr & Wolf, 2002, Aktionspläne Umwelt und Gesundheit im internationalen Vergleich: 
Aufstellung der Pläne, S. 88  

 

5.3.1 Situationsanalyse im priorisierten Handlungsf eld  

Zu Beginn der Entwicklungsphase steht eine Situationsanalyse im priorisierten 
Handlungsfeld „Bewegung“. Diese Situationsanalyse soll bereits so erfolgen, dass die 
Indikatoren und Daten, die erhoben werden, auch in der Evaluation der Umsetzungsphase 
eine Basis für die Veränderungsmessung darstellen können. Daher ist es wichtig, die zu 
erhebenden Indikatoren und Daten gemeinsam mit ExpertInnen aus dem Bereich Evaluation 
festzulegen und auch zu berücksichtigen, welche Daten zum Einen zur Verfügung stehen, 
und zum Anderen auf welche Weise neue Daten zu erheben sein werden. Anhand des 
DPSEEA-Modells soll der ermittelte Bedarf den zu bearbeitenden Bereichen erstmals mit 
groben inhaltlichen Zielen und Maßnahmen zugeordnet werden, bevor es an die 
Detailplanung der Maßnahmenentwicklung geht. Tabelle 4 zeigt auf, welche Felder durch die 
Arbeitsgruppe ausgefüllt werden sollten, um die Ziele und Maßnahmen umfassend nach dem 
DPSEEA-Modell zu entwickeln:  
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Erste Zielsetzungen anhand der Bedarfsanalyse 

DPSEEA-Modell  
Bedarf  

anhand der 
Situationsanalyse 

Grobe inhaltliche 
Zielsetzungen  

Grobe 
Maßnahmen-

planung 

Entwicklungsdynamik 
(Driving Forces) 

      

Protektion & Druck 
(Pressure) 

      

Umweltzustand - 
Soziale Umwelt 

(State) 

      

Umweltzustand - 
Physische Umwelt 

(State) 

      

Expositionen 
(Exposure) 

      

Gesundheitliche 
Wirkungen 

(Effects) 

      

Tabelle 5: Erste Zielsetzungen anhand der Bedarfsana lyse  
�

5.3.2 Entwicklung der Ziele und Maßnahmen mit Resso urcenplan  

Das Ziel im KAP soll nicht nur auf der inhaltlichen Ebene liegen, sondern auch die neue Art 
der multisektoralen Zusammenarbeit widerspiegeln. Das bedeutet, dass in der Vision des 
KAP auch festgehalten werden soll, welche Ergebnisse für die Zukunft der Prozess dieser 
Zusammenarbeit unterschiedlicher Sektoren und Disziplinen haben soll und wie diese 
Erfahrungen für die Zukunft genutzt werden können. 

 

Aufbauend auf diese grobe Zielvorgabe sowie auf die Ergebnisse der Situationsanalyse 
sollen anhand des DPSEEA-Wirkmodells detailliertere Ziele entwickelt werden, welche durch 
die zu benennenden Maßnahmen erreicht werden sollten. Die beabsichtigten Ergebnisse der 
definierten Maßnahmen sind wiederum mit Indikatoren zu quantifizieren. Inhaltliche 
Querschnittsthemen, wie z.B. Zielgruppen sind immer zu berücksichtigen. Den Maßnahmen 
sind adäquate Zeiträume und benötigte Ressourcen (Personal, Finanzen, Verantwortlichkeit 
für die Umsetzung) zuzuordnen. Eine Vorlage, welche Felder anhand des DPSEEA-Modells 
durch die Arbeitsgruppe ausgefüllt werden sollten, findet sich in Tabelle 5.  

Bereits bestehende relevante Strukturen, Pläne, Grundlagenpapiere, etc. sind in die 
Detailplanung mit ein zu beziehen. Der Aufbau von doppelten Strukturen oder das doppelte 
Arbeiten an Maßnahmen soll somit verhindert werden.  

 



KAP „Mobilität und Gesundheit“  

�

�

� �������
���	�

�

�

�

Entwicklung des Aktionsplans Kärnten 

DPSEEA-Modell  

Ziele 
(Berücksichtigung 
von Querschnitts-

themen z.B. 
Zielgruppen)  

Maßnahmen 
(Berücksichtigung 
von Querschnitts-

themen z.B. 
Zielgruppen) 

Zeitraum für 
Umsetzung 

Benötigte 
Ressourcen  (z.B. 

Personal für 
Umsetzung: 

Anzahl, Quali-
fizierung etc.; 
Material etc. ) 

Kosten 
Verantwort-
lichkeit für 
Umsetzung 

Entwicklungsdynamik 
(Driving Forces) 

            

Protektion & Druck 
(Pressure) 

            

Umweltzustand - 
Soziale Umwelt 

(State) 

            

Umweltzustand - 
Physische Umwelt 

(State) 

            

Expositionen 
(Exposure) 

            

Gesundheitliche 
Wirkungen 

(Effects) 

            

 
Tabelle 6: Entwicklung der Ziele und Maßnahmen mit Ressourcenplan für KAP  
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5.3.3 Öffentliche Begutachtung der Rohfassung des A ktionsplans  

Alle Institutionen, Sektoren, Gruppierungen etc. die nicht in die Entwicklung des KAP 
miteinbezogen sind, bis hin zur breiten Öffentlichkei, sollen hierdurch die Möglichkeit 
bekommen, die Rohfassung des KAP zu begutachten und zu kommentieren. Es ist nicht 
zwingend, dass alle Kommentare in die Endfassung des KAP aufgenommen werden 
müssen, jedoch sind die Kommentare zu diskutieren und deren Einbeziehung oder 
Verwerfung in den relevanten Gruppen zu begründen.  

 

5.3.4 Begleitende Information und Beteiligung der Ö ffentlichkeit  

Die Arbeit mit einer Corporate Identity bereits während der Entwicklungsphase des KAP 
kann dazu beitragen, die Identifikation der an der Entwicklung beteiligten Personen mit der 
Arbeit zu unterstützen (Verwendung eines einheitlichen Logos, gleicher Aufbau von 
Protokollen, Berichten, etc., Hilfestellung bei den Botschaften, die an MultiplikatorInnen, 
Fachnetzwerke, Öffentlichkeit etc. gesendet werden sollen, usw.). Außerdem erkennt die 
Öffentlichkeit von Beginn der Umsetzungsphase an die Zusammengehörigkeit der 
Maßnahmen als ein Gesamtkonzept. Die Bewusstseinsbildung in der Bevölkerung für das 
Thema ist also bereits während der Entwicklungsphase möglich. Zur Kommunikation gehört 
auch die Erstellung einer für alle Parteien verständlichen und öffentlichkeitswirksamen 
Version des KAP.  

 

5.3.5 Evaluation der Entwicklungsphase  

Die Entwicklungsphase soll durch eine Prozessevaluation begleitet und unterstützt werden. 
Relevante Fragen, die durch die Evaluation beantwortet werden sollten, sind:  

�  Ist der multisektorale Prozess geeignet, um den KAP zu entwickeln?  

�  Sind die zur Verfügung gestellten Ressourcen ausreichend für die Entwicklung des KAP?  

�  Können alle Beteiligten ausreichend und adäquat am Entwicklungsprozess teilnehmen?  

�  Sind die Ziele, die im KAP entwickelt wurden, multisektoral angelegt?  

�  Können die Ziele, die im KAP entwickelt wurden, multisektoral leichter erreicht werden 
als nur durch einen Sektor?  

�  Kann die politische Unterstützung sichergestellt werden?  

 

5.3.6 Kommunikation für die Umsetzungsphase  

Da die Information und Beteiligung der Öffentlichkeit und der transparente Ablauf von Beginn 
an ein wichtiges Thema ist, soll die Umsetzung des KAP, gleich wie die Entwicklungsphase, 
durch ein professionelles Kommunikationskonzept unterstützt und begleitet werden.  

 

In der Umsetzungsphase ist es vor allem auch wichtig auf den Aufbau eines Netzwerks mit 
Meinungsbildnern, PolitikerInnen, ExpertInnen, Fachkreisen, etc. zu achten. Auch hier kann 
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ein professionell gestaltetes und bearbeitetes Kommunikationspaket viel zum Gelingen 
dieser Aufgabe beitragen.  

 

5.3.7 Evaluation für die Umsetzungsphase  

Die Evaluation in der Umsetzungsphase soll sowohl prozess- als auch ergebnisorientiert 
aufgebaut sein. Der Prozess der multisektoralen Arbeit soll hinsichtlich der Wirksamkeit 
beurteilt sowie durch die Ergebnisse der Evaluation unterstützt werden. Die inhaltlichen 
Ergebnisse des KAP sollen zumindest in eineigen festgelegten Zielbereichen überprüft 
werden. Dabei soll auf der, in der Entwicklungsphase durchgeführten, Situationsanalyse 
aufgebaut werden, sowie Ergebnisse produziert werden, welche national und international 
vergleichbar sind.  

 

 

5.4 Zeitplan für die Entwicklung des Aktionsplans K ärnten  
Für die Entwicklungsphase des KAP wird ein Zeitraum von 16 Monaten ab der Erteilung des 
Auftrags angenommen. Tabelle 6 zeigt im Überblick die geplanten Aktivitäten während 
dieser 16 Monate:  
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A: Auftraggeberin. KS: Koordinationsstelle. LA: Lenkungsausschuss. AG: Arbeitsgruppe. SA: Situationsanalyse. KO: Kommunikation. EV: Evaluierung. 
Tabelle 7: Zeitplan für die Entwicklung des KAP 
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5.4.1 Monat 1  

A: AuftraggeberIn:  

�  Einrichtung Arbeitsplatz Koordinationsstelle  

�  Vertragsabwicklung mit dem/der KoordinatorIn 

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Aufbau der Projektstruktur, Einberufung von Lenkungsausschuss und Arbeitsgruppe, 
Projekthandbuch  

�  Vertragsverhandlungen mit AnbieterInnen und in Absprache mit AuftraggeberIn 
Vertragsvergabe an Kommunikation für Entwicklungsprozess, Evaluation für 
Entwicklungsprozess, Situationsanalyse für Entwicklungsphase  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 1. Lenkungsausschuss  

 

5.4.2 Monat 2  

KS: Koordinationsstelle:  

�  Aufbau der Projektstruktur, Einberufung von Lenkungsausschuss und Arbeitsgruppe, 
Projekthandbuch  

�  Vertragsverhandlungen mit AnbieterInnen und in Absprache mit AuftraggeberIn 
Vertragsvergabe an Kommunikation für Entwicklungsprozess, Evaluation für 
Entwicklungsprozess, Situationsanalyse für Entwicklungsphase  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 1. Lenkungsausschuss  

 

5.4.3 Monat 3 

A: AuftraggeberIn:  

�  Teilnahme am 1. Lenkungsausschuss  

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Aufbau der Projektstruktur, Einberufung von Lenkungsausschuss und Arbeitsgruppe, 
Projekthandbuch  

�  Vertragsverhandlungen mit AnbieterInnen und in Absprache mit AuftraggeberIn 
Vertragsvergabe an Kommunikation für Entwicklungsprozess, Evaluation für 
Entwicklungsprozess, Situationsanalyse für Entwicklungsphase  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 1. Lenkungsausschuss  

 

 

LA: 1. Lenkungsausschuss-Sitzung:  
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�  Vision, Zielformulierung für KAP 

�  Beschluss:  

- Prozessziele der multisektoralen Zusammenarbeit  

- große inhaltliche Ziele des KAP zum Thema „Gesundheit und Mobilität“  

�  Beschluss der TeilnehmerInnen in der Arbeitsgruppe 

�  Beschluss des Kommunikationskonzepts für die Entwicklungsphase  

�  Beschluss des Evaluationskonzepts für die Entwicklungsphase  

 

SA: Beauftragte für Situationsanalyse:  

�  Erarbeitung Konzept Situationsanalyse  

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Erarbeitung Kommunikationskonzept  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Erarbeitung Evaluationskonzept  

 

5.4.4 Monat 4  

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 1. Arbeitsgruppe  

�  Koordination Situationsanalyse  

�  Koordination Kommunikation  

 

AG: 1. Arbeitsgruppen-Sitzung:  

�  Bericht relevanter Inhalte aus dem Lenkungsausschuss durch ModeratorIn  

�  Situationsanalyse im priorisierten Handlungsfeld:  

- Festlegung der Indikatoren aufgrund Vorschlag der externen AnbieterIn für die 
Situationsanalyse - im Optimalfall werden diese Indikatoren bereits so 
entwickelt, dass sie für die Ergebnisevaluation der Umsetzungsphase als 
Grundlage verwendet werden können.  

 

SA: Beauftragte für Situationsanalyse:  

�  Situationsanalyse  

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Aufgaben laut beauftragtes Konzept, z.B.  
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- Attraktivierung des Themas in der Öffentlichkeit durch entsprechende 
Botschaften  

- Kommunikation der Beteiligten am Prozess der Entwicklung 

- Kommunikation der Vision und der großen Ziele des KAP (Prozess- und 
inhaltliche Ebene) 

- Vorbereitung der Öffentlichkeit auf den geplanten Beteiligungsprozess 

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.5 Monat 5 

KS:  Koordinationsstelle:  

�  Koordination Situationsanalyse  

 

SA: Beauftragte für Situationsanalyse:  

�  Situationsanalyse, Berichterstellung 

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.6 Monat 6 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 2. Arbeitsgruppe  

�  Koordination Situationsanalyse  

 

AG: 2. Arbeitsgruppen-Sitzung:  

�  Inhaltliche Zielformulierung  

- anhand der Situationsanalyse 

- aufbauend auf das DPSEEA-Wirkmodell  

�  Miteinbeziehung der relevanten bereits bestehenden Strukturen, Pläne, 
Grundlagenpapiere  

SA: Beauftragte für Situationsanalyse:  

�  Bericht über Situationsanalyse in der Arbeitsgruppe  
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EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevaluation  

 

5.4.7 Monat 7  

A: AuftraggeberIn:  

�  Teilnahme am 2. Lenkungsausschuss  

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 2. Lenkungsausschuss 

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 3. Arbeitsgruppe  

�  Koordination Situationsanalyse  

�  Koordination der Kommunikation  

 

LA: 2. Lenkungsausschuss-Sitzung:  

�  Beschluss über inhaltliche Ziele 

 

AG: 3. Arbeitsgruppen-Sitzung:  

�  Maßnahmenentwicklung anhand des DPSEEA-Modells: Die Maßnahmen sollen soweit in 
der Arbeitsgruppe entwickelt werden, dass die Richtung klar definiert ist und dass in etwa 
abgeschätzt werden kann, was passieren wird. Eine detailliertere Planung der 
Maßnahmen erfolgt in einem weiteren Schritt nach der Beschlussfassung der 
Maßnahmen im Lenkungsausschuss.  

�  Jeweils Verantwortliche für die Weiterentwicklung der Maßnahmen (nach 
Beschlussfassung im Lenkungsausschuss) festlegen  

 

SA: Beauftragte für Situationsanalyse:  

�  Endbericht Situationsanalyse  

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Kommunikation laut beauftragten Konzept, z.B.  

- Situationsanalyse 

- Ziele 

- am Prozess beteiligte Personen  

- Information an:  

�  Politik  

�  ExpertInnen  
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�  Ansprechpersonen und Verantwortliche anderer bereits bestehender 
relevanter Strukturen, Pläne, Grundlagenpapiere  

�  Bevölkerung zielgruppenspezifisch  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.8 Monat 8  

A: AuftraggeberIn:  

�  Teilnahme am 3. Lenkungsausschuss  

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 3. Lenkungsausschuss 

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 4. Arbeitsgruppe  

�  Externe Evaluations-ExpertInnen (für Indikatorenfestlegung) in die 4. Arbeitsgruppe 
einladen  

 

LA: 3. Lenkungsausschuss-Sitzung:  

�  Beschluss der Maßnahmen 

 

AG: 4. Arbeitsgruppen-Sitzung:  

�  Detaillierung, Spezifizierung der Maßnahmen  

�  Indikatorenfestlegung (SMARTE Ziele) evt. mit Hilfe von externen ExpertInnen: Die 
Indikatoren sollen bereits hinsichtlich der Evaluation der Umsetzungsphase definiert 
werden. Daher ist es nötig, hierzu potentielle EvaluatorInnen für die Umsetzungsphase 
hinzuzuziehen.  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.9 Monat 9  

KS: Koordinationsstelle:  

�  Koordination der individuellen Arbeit der Arbeitsgruppenmitglieder  

 

AG: Arbeitsgruppe:  
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�  Die in der 3. Arbeitsgruppe als verantwortlich benannten Mitglieder haben auf 
individueller Basis jeweils zu den entwickelten Maßnahmen zu bearbeiten:  

- Zeitplan, Ressourcen (Zeit, Wissen, Finanzen, etc.) für die Maßnahmen  

- Beachtung der Miteinbeziehung der relevanten bereits bestehenden 
Strukturen, Pläne, Grundlagenpapiere: Der Aufbau von doppelten Strukturen 
oder das doppelte Arbeiten an Maßnahmen soll so verhindert werden  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.10 Monat 10  

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 5. Arbeitsgruppe  

�  Erstellung Rohfassung KAP  

 

AG: 5. Arbeitsgruppen-Sitzung:  

�  Fertigstellung Rohfassung KAP  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.11 Monat 11  

A: AuftraggeberIn:  

�  Teilnahme am 4. Lenkungsausschuss  

�  Verantwortlichkeit für die Begutachtungsphase  

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 4. Lenkungsausschuss 

�  Erstellung Rohfassung KAP  

�  Auftrag und Koordination der Erarbeitung Kommunikationskonzept für Umsetzung durch 
externe AuftragnehmerIn anhand der Rohfassung des KAP  

�  Auftrag und Koordination der Erarbeitung Evaluationskonzept für Umsetzung durch 
externe AuftragnehmerIn anhand der Rohfassung des KAP  

�  Koordination der Kommunikation – öffentliche Begutachtungsphase  
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�  Bei Bedarf: Koordination einer Feedbackschleife zw. 4. Arbeitsgruppe und 4. 
Lenkungsausschuss   

 

LA: 4. Lenkungsausschuss-Sitzung:  

�  Beschluss Rohfassung KAP  

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Kommunikation laut beauftragten Konzept, z.B.  

- Rohfassung KAP  

- Möglichkeit zur öffentlichen Begutachtung (Bevölkerung, Behörden, 
Kammern, politische Sektoren, etc.): Die Kommentare müssen nicht zwingend 
in den KAP aufgenommen werden, sollen aber durchaus kritisch sowohl in der 
Arbeitsgruppe als auch im Lenkungsausschuss diskutiert werden, sowie 
Entscheidungen daraufhin begründet werden.  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.12 Monat 12  

KS: Koordinationsstelle:  

�  Übersicht über Kommunikation – öffentliche Begutachtungsphase  

�  Koordination der Erarbeitung Kommunikationskonzept für Umsetzung durch externe 
AuftragnehmerIn anhand der Rohfassung des KAP  

�  Koordination der Erarbeitung Evaluationskonzept für Umsetzung durch externe 
AuftragnehmerIn anhand der Rohfassung des KAP  

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Kommunikation laut beauftragten Konzept, z.B.  

- Möglichkeit zur öffentlichen Begutachtung (Bevölkerung, Behörden, 
Kammern, politische Sektoren, etc.) 

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.13 Monat 13  

KS: Koordinationsstelle:  
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�  Koordination der Kommunikation – öffentliche Begutachtungsphase  

�  Koordination der Erarbeitung Kommunikationskonzept für Umsetzung durch externe 
AuftragnehmerIn anhand der Rohfassung des KAP  

�  Koordination der Erarbeitung Evaluationskonzept für Umsetzung durch externe 
AuftragnehmerIn anhand der Rohfassung des KAP  

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Kommunikation laut beauftragten Konzept, z.B.  

- Möglichkeit zur öffentlichen Begutachtung (Bevölkerung, Behörden, 
Kammern, politische Sektoren, etc.) 

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.14 Monat 14 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Überarbeitung der begutachteten Rohfassung in Vorbereitung auf die Arbeitsgruppe 

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 6. Arbeitsgruppe  

 

LA: 6. Arbeitsgruppen-Sitzung:  

�  Diskussion begutachtete Rohfassung KAP 

�  Adaptierung begutachtete Rohfassung KAP 

�  Diskussion Kommunikationskonzept für die Umsetzung 

�  Diskussion Evaluationskonzept für die Umsetzung  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.15 Monat 15  

A: AuftraggeberIn:  

�  Teilnahme am 5. Lenkungsausschuss  

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation 5. Lenkungsausschuss 
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�  Fertigstellung finaler Bericht des KAP  

�  Koordination der Kommunikation – Erstellung öffentlichkeitswirksame Version des KAP  

 

LA: 5. Lenkungsausschuss-Sitzung:  

�  Beschluss begutachtete Rohfassung KAP 

�  Beschluss Kommunikationskonzept für die Umsetzung  

�  Beschluss Evaluationskonzept für die Umsetzung  

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Kommunikation laut beauftragten Konzept, z.B.  

- Erstellung einer für alle verständlichen, öffentlichkeitswirksame Version des 
KAP  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Prozessevalution  

 

5.4.16 Monat 16  

A: AuftraggeberIn:  

�  Teilnahme an Lenkungsausschuss / Arbeitsgruppe  

�  Herbeiführung des erforderlichen Auftrags (im Optimalfall eines Regierungsbeschlusses) 
zur Umsetzung des KAP 

 

KS: Koordinationsstelle:  

�  Koordination und Abnahme Endbericht Evaluation der Entwicklungsphase  

�  Einberufung, Vor- und Nachbereitung, Moderation Lenkungsausschuss und 
Arbeitsgruppe 

�  Übersicht über Kommunikation – Präsentation und Start Umsetzung  

 

LA und  AG: Lenkungsausschuss und Arbeitsgruppe:  

�  Präsentation Evaluationsbericht der Entwicklungsphase  

�  Präsentation Endbericht = KAP   

 

KO: Beauftragte für Kommunikation in der Entwicklun gsphase:  

�  Kommunikation laut beauftragten Konzept, z.B.  

- Präsentation Endbericht = KAP 
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- Start Umsetzung  

- Information an:  

�  Öffentlichkeit durch zuständige LandesrätInnen  

 

EV: Beauftragte für Evaluation in der Entwicklungsp hase:  

�  Endbericht Evaluation der Entwicklungsphase  
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6 Anhang  

6.1 Leitfaden für ExpertInnenbefragung der internat ionalen 
Modellprojekte  

 

�  Wie war der Prozess der Entwicklung des Aktionsplans?  

- Beteiligte Gruppen / Personen / Partner (politisch, non-politisch, private, 
Medien, Gesundheitssektor als Leader, Partner u. Verteidiger, Zeitraum für d. 
Entwicklung  

- Zeitraum für die Entwicklung 

- inhaltliche Eingrenzung durch wen? Zielsetzung des Aktionsplans 

- laufende und nachhaltige Sicherstellung des politischen Commitments 

- Maßnahmen zur Attraktivierung des Themas für EntscheidungsträgerInnen / 
Bevölkerung VOR Veröffentlichung / Umsetzung des Aktionsplans 

- Sicherstellung der Umsetzbarkeit / Machbarkeit des Aktionsplans 
(Ressourcen, Fähigkeiten / Wissen, Zeit) 

- Berücksichtigung / Miteinbeziehung von bestehenden Regeln / Policies jedes 
beteiligten Sektors, Finden von hinderlichen Bereichen und Überbrückung 
dieser hinderlichen Bereiche 

- gegensätzliche Interessen und Ziele verarbeiten; Kombination von 
verschiedenen Ansätzen und Zugängen 

�  Förderliche Faktoren für die Erstellung / Umsetzung des Aktionsplans  

- persönlich und institutionell festgelegte Verantwortlichkeiten 

- Ressourcen gesichert / vorhanden (Finanzierung, Fähigkeiten, Zeit,  
Informationstools etc.) 

- Sicherstellung von Monitoring und Nachhaltigkeit 

- Bedarf (gemeinsames Thema) und Einigkeit zur Zusammenarbeit ist gegeben, 
es herrscht gegenseitiges Vertrauen / Respekt 

- Lobbying, politischer Druck, Unterstützung aus zentralen Stellen vorhanden 

- Feedbackschleifen zw. Öffentlichkeit und politischer Ebene 

�  Hinderliche Faktoren für die für die Erstellung / Umsetzung des Aktionsplans 

- Finanzierungsprobleme 

�  Mögliche Dokumente (Hintergrunddokumente), die zur Verfügung gestellt werden können  
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6.2 Brainstorming - Fotoprotokoll 
Brainstormingrunde mit potentiellen zukünftigen Umsetzungspartnern – 27. Jänner 2009 – 
ad 3.3 Seite 13 in diesem Bericht. 

Die inhaltliche Aufbereitung der Ergebnisse basiert auf den Fotoprotokollen. 
Konzeptentwicklung als Basis für Aktionsplan Mobilität und Gesundheit. 
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World Cafe - Methode und priorisierte Themen aus de m Brainstorming: 
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